
Europäischer
Aktionstag:
Für die soziale
Plattform

„Das soziale Europa ist ebenso in Gefahr wie die nationalen
Tarif- und Sozialstaatssysteme der einzelnen Mitgliedsstaaten.“
So beginnt der Aufruf des Europäischen Gewerkschaftsbundes
zu einem europaweiten Aktionstag. In über 20 europäischen
Haupt- und Großstädten finden Anfang April Demonstrationen,
Protestaktionen, Konferenzen und Informationskampagnen
statt. Der DGB und ver.di haben für den 3. April zum Aktionstag
gegen Sozialabbau aufgerufen. Demonstriert wird in Berlin,
Köln und Stuttgart. Auch anderswo gründen sich regionale Ak-
tionskomitees.

Der Europäische Gewerkschafts-
bund (EGB) hat die Schaffung des
europäischen Binnenmarktes und
die EU-Osterweiterung unter der
Bedingung unterstützt, dass „ei-
ne starke soziale Plattform der
Arbeitnehmerrechte, des sozialen
Dialogs, der Tarifverhandlungen
und eines akzeptablen Sozial-
staats“ geschaffen werden, „um
den Menschen bei der Bewälti-

gung des Wandels zu helfen“.
Stattdessen konstatiert der EGB
„vielerorts Versuche der Regie-
rungen, einschließlich der linken
Mitte, den Sozialstaat einseitig
abzubauen, öffentliche Versor-
gungsleistungen zu privatisieren,
den sozialen Dialog zu untergra-
ben“ und „das aus den USA
stammende Shareholder-Value-
Konzept“ zur alleinigen Zielset-
zung unternehmerischen Han-
delns zu machen. Dagegen will
die europäische Gewerkschafts-
bewegung mobil machen und
möglichst viele Menschen in un-

terschiedlicher Form einbeziehen,
um „Bewegung in das Denken
der Regierungen, der Unterneh-
men und aller Bürgerinnen und
Bürger zu bringen“. Der DGB und
ver.di greifen die Initiative unter
dem Motto „Aufstehn, damit es
endlich besser wird“ auf. Der
ver.di-Bundesvorstand gibt zwei
Informationbroschüren heraus,
die bereits jetzt zu Aktionen und
Diskussionsveranstaltungen so-
wie zur Gründung örtlicher und
regionaler Aktionskomitees ge-
nutzt werden sollen. In Kiel, Düs-
seldorf, Arnstadt oder Heilbronn
ist das schon geschehen.

Berlin bildet einen Schwerpunkt
der Demonstration am 3. April.
Zwischen Reichstag und Pariser
Platz ist am frühen Nachmittag
eine Großkundgebung geplant.
Am Brandenburger Tor werden

DGB-Chef Sommer, CGT-Vorsit-
zender Bernard Thibould und Bi-
schoff Huber sprechen. Gewerk-
schaftsmitglieder, aber auch alle
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interessierten Bürgerinnen und
Bürger sowie gesellschaftlichen
Organisationen sind aufgerufen,
sich am Protest und an Aktionen
im Vorfeld zu beteiligen. So wer-
den die Broschüren „Agenda 2010:
Deutschland bewegt sich – ver.di
fragt: Wohin?“ und ein Heft „Was
wir wollen“ bereits Ende Februar
und am 19. März auf zentralen
Plätzen verteilt. „Wir werden mit
einem ‚Transparent-Wagen‘ durch
Berlin fahren und auf die Demo
am 3. April hinweisen“, erklärt
ver.di-Bezirksgeschäftsführer Ro-
land Tremper. Berliner ver.di-Mit-
glieder wollen außerdem witzig
gestaltete Aufrufe auch in Knei-
pen und anderswo verteilen. 
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Anfang April ist in ganz Europa Protest angesagt.
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Es wird kalt in Deutschland.
Und das nicht nur, weil Winter
ist. Der „Reformierungskatalog“
der Arbeitgeber zum Manteltarif-
vertrag der Druckindustrie lässt
manchen Schauer den Rücken
herunter rinnen. Sicher muss ein
Tarifwerk, in dem einige Elemente
seit Jahren Bestand haben, auch
weiter entwickelt werden. Frag-
würdig ist jedoch die Richtung,
die der Bundesverband Druck
und Medien da eingeschlagen
hat. Anscheinend will man die
Zeit ein gehöriges Stück zurück-
drehen. Was ist z.B. mit „Regelar-
beitszeit“ am Samstag gemeint?
Soll die Sechs-Tage-Arbeitswoche
wieder eingeführt werden? Dem
Vorschlag, die drei freien Tage für
Schicht- und Nachtarbeit zu strei-
chen, liegen ganz sicher neueste
arbeitsmedizinische Erkenntnisse
zu Grunde. Damit nicht genug:
Die über 59-Jährigen sollen ihre
zwei zusätzlichen Urlaubstage
abgeben. Das ist ein prima Obo-
lus im Vorgriff auf die angedach-
te Lebensarbeitszeit durch unsere
hilflosen Politiker. Nur logisch,
dass zur Kompensation auch die

40-Stunden-Woche wieder ein-
geführt werden soll.

Wer macht sich eigentlich Ge-
danken darüber, wie ein Schicht-
arbeiter halbwegs gesund und fit
im Beruf die Rente erreicht? In

den EU-Ländern mit der gering-
sten durchschnittlichen Wochen-
arbeitszeit gibt es nachweislich
die wenigsten Arbeitslosen. Wie
wäre es also, wenn sich die Ver-

antwortlichen in Staat und Wirt-
schaft endlich ernsthaft Gedan-
ken über Beschäftigungssiche-
rungskonzepte machen würden?
Um eine Reduzierung von Zu-
schlägen jeglicher Art brauchen

sich die Tarifpartner wahrlich kei-
ne Sorgen zu machen, das be-
sorgt sicher „Vater Staat“ in Kür-
ze. Doch: Ob nun Öffnungsklau-
seln zur Verschlechterung des

MTV oder die Einführung von Ar-
beitszeitkonten ein Thema sind,
all das sollte auf jeden Fall tarif-
lich geregelt sein und nicht auf
Unternehmensebene verhandelt
werden. Betriebliche Regelungen
machen Betriebsräte erpressbar!

Es sei noch eine Bemerkung zur
Besetzungsregelung von Rollen-
offsetmaschinen gestattet: Die Er-
gänzung hierzu gilt seit dem 
1. März 2001, ist somit wahrlich
ein alter Zopf. Seitdem ist die tech-
nische Ausstattung, selbst bei neu
gebauten Maschinen, unverän-
dert geblieben. Das heißt, die
Grundvoraussetzungen sind gleich.
Und trotzdem soll diese Regelung
nach dem Willen des Bundesver-
bandes Druck und Medien wieder
zur Disposition stehen? Es könnte
natürlich auch sein, dass eine Be-
setzungsregelung für Trockenoff-
setmaschinen – wie die Cortina
von KBA – angedacht ist. Das wä-
re ein interessanter Diskussions-
punkt. Kolleginnen und Kollegen,
die Gewerkschaft ist nur so stark
wie ihre Mitglieder. Wir wollen
doch keine Reise in die Vergan-
genheit antreten, oder?
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Andreas Meißner, Vertrauensmann Springer-Druckerei,
Mitglied der Tarifkommission Druck

Genau genommen sind wir alle
Mitglied bei Attac. Ver.di ist kol-
lektiv beigetreten. Allein schon
deshalb lohnt es, sich näher mit
dem Anliegen dieser jungen Be-
wegung zu befassen. Das ermög-
licht dieses Buch eingehend. „Es
geht um nichts weniger, als unse-
re Zukunft wieder selbst in die
Hand zu nehmen“, wird Bernard
Cassan zitiert, Präsident von
Attac Frankreich, dem Geburts-
land und auch bestorganisiertem
Kern der Organisation. Hinter
dem sehr allgemeinen Satz steht
als konkretes politisches Ziel die
Zügelung der Globalisierung und
Demokratisierung ihrer Schalt-
zentralen. Attac ist pragmatisch,
will Sand ins Getriebe der globa-
len Finanzmanipulationen streu-
en, unter anderem mittels einer
weltweiten Steuer auf Devisen-
spekulationen, der Tobin-Steuer.
Die Finanzindustrie, die unterdes-
sen alle Zügel der internationalen
Ökonomie in Händen hält, besitzt
ein schwer zu durchblickendes

Geflecht, weshalb das erste An-
liegen der Globalisierungskritiker
die „ökonomische Alphabetisie-
rung“ war und ist. Also auf-
klärend Kenntnisse vermitteln.
Das Buch räumt dem ebenfalls
breiten Raum ein.

Hintergründe für hochkomple-
xe Vorgänge des globalisierten
Handels- und Finanzsystems
nebst politischer und sozialer Fol-
gen, besonders in der dritten
Welt, werden von den Autoren
offengelegt und – wichtig! – ver-
ständlich gemacht. Sie eröffnen
dem Laien Einsichten in die Wir-
kungsweise von WTO (Welthan-
delsorganisation), IWF (Interna-
tionaler Währungsfond) und
Weltbank, die mittels marodie-
renden Kapitals und forcierter Pri-
vatisierung von Staatsbesitz den
Umbau ganzer nationaler Wirt-
schaften erzwingen, zugleich be-
teiligten Konzernen immense Ge-
winne ermöglichen. Dokumen-
tiert ist dies an solchen Fällen wie
der Situation in Nicaragua als
Hinterhof der USA, der Schockt-

herapie in Jelzin-Rußland mit ei-
ner gravierenden sozialen Teilung
der Gesellschaft oder der Tatsa-
che, dass die OECD-Staaten für
Waren aus Entwicklungsländern
im Durchschnitt viermal so hohe
Zölle erheben wie untereinander.
Man versteht, wie wichtig es für
Attac ist, nach demokratischen
Einflussmöglichkeiten auf die Ge-
setzgeber zu suchen. Erörtert
werden das Für und Wider der
Tobin-Steuer, die angestrebte
Lobbyarbeit gegenüber Parla-
mentariern und Regierungen so-
wie weitere Wege einer „Globali-
sierung von unten“. Das ist kein
einfacher Stoff, aber er ist durch-
schaubar dargelegt. 

Die andere Hälfte des Buches
befasst sich mit der Entstehung
und dem Wachsen des Netz-
werks der Globalisierungskritiker;
unterdessen gibt es Gruppen in
über 40 Ländern. Vorgestellt wer-
den einige Aktivisten; im Inter-
view äußert sich die Ideengeberin
Susan George, Vizepräsidentin
von Attac Frankreich, die in meh-
reren Büchern den Zusammen-
hang von Weltmarkt, Hunger
und Elend in der dritten Welt un-
tersucht hat.

In den Recherchen über die
Attac-Entwicklung in Deutsch-

land seit dem ersten Kongress im
Oktober 2001 betonen die Auto-
ren die Möglichkeiten, die aus
dem Zusammenwirken des Netz-
werks mit den Gewerkschaften
erwachsen, aber auch die Enge,
die auf unserer Seite im interna-
tionalistischen Denken noch zu
überwinden ist. Das aktuelle
Vorwort beleuchtet kritisch Er-
folge und Verluste der bisheri-
gen Aktivitäten. Die drei Auto-
ren sind erfahrene politische
Journalisten, deren Urteil beden-
kenswert ist.

Nebenbei: Wer sich weiter ver-
tiefen will, findet im korrekten
Anhang zahlreiche Quellenhin-
weise. Mehr auch im Internet un-
ter www.attac.org. Eine gute
Idee war es, die Schrift als Ta-
schenbuch herauszugeben und
sie damit erschwinglich zu ma-
chen.

Annemarie Görne

Christiane Grefe/Mathias
Greffrath/Harald Schumann: attac –

Was wollen die Globalisierungskriti-
ker? Rowohlt Tb. 2003, 230 Seiten,

6,90 Euro, ISBN 3-499-61636-X

Rowohlt 2003

Sand ins 
Getriebe

BUCHTIPP

Für und Wider 

der Tobin-Steuer

Bündnis mit 

Schwierigkeiten

 SPR 01/2004•final NEU  10.05.2004  12:06 Uhr  Seite 2



…Auch wenn dieser Satz nicht
ausgesprochen wurde, so stand
er dennoch hörbar im Raum, als
am 10. Februar etwa 150 Mitglie-
der der ver.di-Seniorengruppe
Funkhaus mit der DGB-Vizechefin
Ursula Engelen-Kefer zusammen-
saßen. Der Kanzler-Spruch, nach
der Reform ist vor der Reform,
war das Thema dieses Treffens.
Knapp davor hatte der designier-
te SPD-Vorsitzende Müntefering
mit markigen Worten erhärtet:
Unser Weg ist richtig, die Refor-
men der Agenda 2010 werden
durchgeführt. Reformen immer
auf Kosten der „kleinen Leute“,
wohin soll das führen? – war die
berechtigte Frage von Engelen-
Kefer und damit für die Vertreter
des Mainstreams schon wieder
blockade- und betonköpfigver-
dächtig. Dennoch, so ihre Worte,
wäre eine andere Regierung mit
etwa Herrn Westerwelle als Mini-
ster eine Alternative? Die Welt sei
nicht so einfach, wie manche sich
vorstellten. Anpassung sei daher
notwendig. Nur, bisherige Refor-
men hätten immer Verschlechte-
rungen gebracht und zwar stets
auf Kosten derer, die am schwer-
sten daran zu tragen haben: Rent-
ner, Betriebsrentner, Kranke. Sie
würden zur Kasse gebeten mit
Nullrunde, doppeltem Pflegever-
sicherungsbeitrag, Praxisgebühr,
höheren Zuzahlungen für Medi-
kamente und Krankenhausbe-
handlung und demnächst auch
noch mit der Rentenbesteuerung.
Die Ablehnung der Agenda 2010
durch die Bevölkerung sei be-
rechtigt, weil die abverlangten

Opfer ungerecht verteilt seien.
Zurufe aus dem Saal spiegelten
daher auch die weit verbreitete
öffentliche Stimmung wider: Die
„Reformen“, wie jeder wisse, sind
von Leuten beschlossen, für die
das teuerste Medikament, die
komfortabelste Kur, eine neue
Brille und dereinst die dritten

Zähne kein Problem sind. Ent-
schlossen, ihre Pfründe zu erhal-
ten, ließen sie keine Talkshow,
kein Medium ihrer mächtigen PR-
Maschinerie aus. Reformkritiker,
seien sie aus Gewerkschaften
und Sozialverbänden, aus den
Parteien und selbst den Kirchen,
würden als uneinsichtige Besitz-

standswahrer hingestellt. Ihr ei-
gener Wohlstand versperre den
Blick für die im Land um sich grei-
fende millionenfache Angst, die
Miete und den Arztgang nicht
mehr bezahlen zu können. 

Ängste dieser Art waren auch
im Saal zu spüren. Und so waren
den Betroffenen Sätze Engelen-
Kefers aus dem Herzen gespro-
chen, wie: Immer nur nach den
Sozialleistungen zu rufen, wenn
es um Kürzungen geht, greife zu
kurz und bringe kein Wirtschafts-
wachstum. Anstatt die Sozialleis-
tungen durch ein Beschäfti-
gungsprogramm für ältere Ar-
beitnehmer zu entlasten, würde
das Rentensystem insgesamt vom
Einsturz bedroht, falls analog der
abnehmenden Beitragszahler das
Rentenniveau ohne jegliche Be-
grenzung immer weiter gesenkt
würde. Eine Sicherungsklausel

müsse dies verhindern. Es gehe
vor allem um Vertrauensschutz
und um mehr Solidarität durch
die Einbeziehung der bisher un-
behelligt gebliebenen Einkom-
mensarten. Warum also keine
Bürgerversicherung? Die Agenda
2010 aber sei auf den Abbau so-
zialer Leistungen fixiert. Steuerge-
schenke an die Konzerne blieben
unangetastet. Milliarden würden
„verbrannt“.

Wie an dieser Stelle zu erwar-
ten, lautete die naheliegende Fra-
ge der Zuhörer: Was ist vom
Wechsel an der SPD-Spitze zu er-
warten, und welche Absichten
verfolgt der DGB? Engelen-Kefer
ließ keinen Zweifel daran, dass
die neue SPD-Spitze einen inhalt-
lichen Wechsel der Reformpolitik
herbeiführen muss, hin zu mehr
sozialer Ausgewogenheit und ge-
rechter Verteilung der Lasten.
Dem entsprechend müßten auch
die Gewerkschaften stärker in die
Sozialdemokratie hineinwirken
Der Gewerkschaftsdachverband
wird der Ankündigung seiner
stellvertretenden Vorsitzenden zu-
folge binnen Jahresfrist ein Kon-
zept für ein finanzierbares System
der sozialen Sicherung vorlegen.
Vor Aktionismus, der unerfüllba-
re Hoffnungen wecke, müsse ge-
warnt werden. Die Folge wären
Enttäuschung und Politikverdros-
senheit. Am Samstag, dem 3.
April, aber werde auf europawei-
ten Großkundgebungen, so auch
in Berlin, die Forderung nach Soli-
darität und sozialer Gerechtigkeit
Losung des Tages sein. 

Bernhard Kellner

Auch die Lösung, den Tages-
spiegel an seinen Ex-Mana-

ger Pierre Gerckens zu verkaufen,
brachte für Holtzbrinck nicht den
gewünschten Erfolg. Die Verlags-
gruppe hatte bereits 2002 den
Berliner Verlag (Berliner Zeitung,
Berliner Kurier, Tip) erworben. Die
Übernahme war aber vom Kartell-
amt untersagt worden, da Holtz-
brinck bereits den Tagesspiegel be-
sitzt. Mit der Berliner Zeitung wür-
de nach Ansicht der Wettbewerbs-
hüter eine marktbeherrschende
Stellung bei den Abonnementzei-
tungen entstehen. Auch die „haus-

eigene“ Gerckens-Lösung stieß bei
ihnen nicht auf Zustimmung. „Die
Unternehmen haben auch nach
der Abmahnung vom 18. Dezem-
ber 2003 die wettbewerbsrechtli-
chen Bedenken des Bundeskartell-
amtes nicht ausräumen können.
Nach Auffassung des Amtes sind die
Anteile am Tagesspiegel, die von
Holtzbrinck an Dr. Gerckens ver-

blickpunkt
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Bis hierher und nicht weiter…
Ursula Engelen-Kefer vor Funkhaussenioren: Lasten der Agenda 2010 ungerecht verteilt

äußert werden sollen, Holtzbrinck
zuzurechnen“, sagte Kartellamt-
spräsident Ulf Böge. „In seinen
wesentlichen Auswirkungen ent-
spricht der Fall dem bereits im
Jahr 2002 vom Bundeskartellamt
geprüften und untersagten
Zusammenschlussverfahren.“ Die
Verlagsgruppe von Holtzbrinck hat
angekündigt, Rechtsbeschwerde

vor dem Oberlandesgericht Düs-
seldorf einzureichen. Sollte auch
dieser Versuch scheitern, bleibt
noch eine letzte Hoffnung für den 
Medienkonzern: Das Gesetz ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen
(GWB) soll geändert werden, und
die Politik hat bereits eine Locke-
rung der kartellrechtlichen Hür-
den für Verlage angekündigt. sil

Holtzbrinck zieht vor den Kadi
Politik erwägt Lockerung kartellrechtlicher Hürden

Ursula Engelen-Kefer: Wohlstand versperrt Blick für die Angst

Foto: transit

Gewerkschaft will

Sozialkonzept vorlegen
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setzt wurden diese gewohnten
Sendungen in der Zeit von 6 bis
18 Uhr durch ein so genanntes
„Tagesbegleitprogramm“ mit vier
jeweils dreistündigen Magazin-
strecken. Strecken mit täglich
wiederkehrenden „Rubriken“. Das
meint kurze Worteinsprengsel
unter Titeln, die aufregender klin-
gen als das real Gesendete: „Gei-
stesblitz“, „Geschmacksachen“,
„Ja und Amen“, Porträt, etc. Wo

früher ein Autor oder Kritiker mit
einem Fachredakteur ein ausführ-
liches Gespräch über eine literari-
sche Neuerscheinung führte,
wird jetzt eine Buchkritik im Ge-
spräch mit einem Prominenten in
vier Minuten absolviert. Infor-
mierte früher das „Journal“ in ei-
ner kompakten Stunde unterhalt-
sam über die wichtigsten Kultur-
ereignisse des Tages, sind diese
Informationen heute über den
ganzen Tag verstreut. Das po-
puläre Frauenmagazin „Zeit-
punkte“ ist als zusammenhän-
gende tägliche Strecke ver-
schwunden bzw. aufgelöst in
Schnipsel mit absurden Titeln wie
„Zeitpunkte – Familienrat“ oder
„Zeitpunkte – Karriere“. Ein Eti-
kettenschwindel. 

Zusammengehalten wird dieser
akustische Flickenteppich mehr

Es begann mit einer Unwahr-
heit: „Vorhang auf für mehr Kul-
tur“ kündigte der Rundfunk Ber-
lin-Brandenburg (RBB) Anfang
Dezember vollmundig sein neues
„Kulturradio“ auf der UKW-Fre-
quenz 92,4 MHz an. Dabei löst
das Programm die beiden bisheri-
gen Wellen „Radio Kultur“ und
„Radio 3“ ab. Unterm Strich läuft
der Vorgang also auf ein reales
Schrumpfen des Kulturfunks in
der Region hinaus. 

Als „kraftvollen Abschied vom
Rundfunkmuseum“ hatte Wel-
lenchef Wilhelm Matejka die um-
strittene Programm„reform“ be-
zeichnet. Gegenwärtig sieht es
eher nach einem Abschied von
den letzten Resten eines kultur-
politisch interessierten Publikums
aus. In den ersten Wochen nach
dem Start setzte ein Sturm wü-
tender Hörerproteste gegen die
von oben nach unten verordnete
Radio-Rosskur ein. Umstritten ist
weniger das Eindampfen zweier
Wellen auf ein Programm. Schon
vor der Fusion von ORB und SFB
galt die Binnenkonkurrenz zweier
öffentlich-rechtlicher Kulturwel-
len- neben DeutschlandRadio
Berlin – in der Region als verfehlt.
Aber viele Hörer wollen nicht ein-
sehen, wieso gerade ihre Lieb-
lingssendungen plötzlich aus
dem Äther verschwinden: Pro-
gramm-Marken wie die „Noten
zur Literatur“, die „Galerie des
Theaters“, „Gulliver“, das „Kul-
tur-Journal“ und vieles mehr. Er-

schlecht als recht durch klassische
Musik. Mit diesem „Marken-
kern“ Klassik glaubt die Wellen-
leitung, sich als einzigartig auf
dem schwierigen Berliner Hör-
funkmarkt zu profilieren. Wie mit
diesem Konzept neue, zumal jün-
gere Hörer gewonnen werden
sollen, bleibt allerdings schleier-
haft. „Unsere Zielgruppe sind die
Hörer über 40“, sagt Intendantin
Reim. Also die Generation, die
mit Beatles und Rolling Stones
musikalisch groß geworden ist.
Doch die dürfte sich bei „Kultur-
radio“ kaum heimisch fühlen.
Musikalische Genres wie Jazz,
Chanson oder Weltmusik sieht
das starre Sendeschema erst nach
18 Uhr vor, und auch da nur in
Spurenelementen. Und selbst die
eingeschworenen Klassik-Fans
dürften kaum auf ihre Kosten
kommen: Das Formatkorsett lässt
nur kurze Titel, einzelne sinfoni-
sche Sätze und ein begrenztes
Repertoire der immer gleichen
Klassik-Hits zu. Angesagt über-
dies von teilweise ahnungslosen
Moderatoren, die die Stücke
selbst nicht auswählen dürfen.

Die Notwendigkeit eines radika-
len Programmschnitts begründet
die RBB-Geschäftsführung mit der
mangelnden Akzeptanz der Vor-
gängerprogramme. In den letzten
fünf Jahren sei die Hörerschaft
von „Radio Kultur“ und „Radio 3“
um 16,5 Jahre gealtert, rechnet
Intendantin Dagmar Reim vor. Das
Durchschnittsalter der Hörer bei-

Radio-Rosskur 

rundum

RBB-Kulturradio – dennoch die richtige Wahl?

Foto: transit/v. Polentz

Akustischer Flickenteppich
Kulturradio des RBB verspricht mehr, als das Programm hält

Fotowettbewerb

Mit maximal fünf Pressefotos im
Format 20 x 30 zum Thema „So-
zialpolitik im Umbruch/ Soziale
Bewegung 2003“ können sich
Berliner und Brandenburger
Pressefotografen an der für das
Frühjahr geplanten dju-Foto-
ausstellung beteiligen. Die
Schau soll am 6. April in der
Mediengalerie eröffnet werde.
Über die Preisträger (500, 300,
150 Euro) entscheidet das Publi-
kum bis 14. Mai. Bilder können
noch geschickt werden an:
ver.di-Landesbezirk Berlin-Bran-
denburg, Andreas Köhn, Köpe-
nicker Str. 55, 10179 Berlin.

der Programme habe zuletzt bei
62 Jahren gelegen. Doch ist diese
Abwanderung jüngerer Hörer vor
allem das Resultat einer langjähri-
gen Hörervertreibung. Viele ein-
gefleischte Kulturradiohörer sind
durch schlecht funktionierende
Kooperationen von ORB/SFB, häu-
fige Frequenzwechsel und unsen-
sible Programmverschiebungen
längst zum DeutschlandRadio
oder gar zum privaten Klassik-Ra-
dio geflüchtet. 

Die meisten dieser Veränderun-
gen wurden von den Hierarchen
gegen den Willen der Kulturre-
daktionen durchgedrückt. So
auch diesmal. In einem Offenen
Brief hatten 24 Redaktionsmit-
glieder bereits im vergangenen
Spätsommer „musikalische Viel-
falt und die Möglichkeit einer
dramaturgischen Gestaltung, al-
so kein festes 12stündiges Sche-
ma“ gefordert. Auch Institutio-
nen wie die Akademie der Kün-
ste, die Berliner Philharmoniker
und das Deutsche Theater hatten
vor einer „Verflachung und Mar-
ginalisierung der Kultur“ ge-
warnt. Doch die RBB-Geschäfts-
leitung stellte sich taub, meierte
Kritiker als konservative Traditio-
nalisten ab. Unter dem Eindruck
der massiven Proteste und des
drohenden Imageverlustes schei-
nen die Verantwortlichen neuer-
dings zu kosmetischen Korrektu-
ren bereit. So wird offenbar er-
wogen, die ins vormitternächtli-
che Ghetto abgedrängte halbstün-
dige „Lesung“ wieder auf den
frühen Vormittag zurückzuverle-
gen. „Kulturradio – gehört zum
Leben“? In dieser Form gehört es
ins Rundfunkmuseum programm-
politischer Verirrungen.

Günter Herkel 
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Wie schon in den letzten Jah-
ren lud die Tageszeitung junge
welt auch diesen Januar zur Rosa-
Luxemburg-Konferenz, um aktu-
elle politische Ereignisse aus einer
kritischen Perspektive zu diskutie-
ren. Anlässlich des 85. Todesta-
ges von Rosa Luxemburg und
Karl Liebknecht trafen sich am
10. Januar hunderte Interessierte
in den Räumen der Fachhoch-

schule für Technik und Wirtschaft
in Berlin. Diesmal standen der
Krieg gegen den Irak und die
weltweite militärische Interventi-
onspolitik der EU und USA im
Vordergrund. Nachmittags saßen
unter anderem Peter Wahl für
Attac, Sahra Wagenknecht als
Bundesvorstandmitglied der PDS
und Elmar Schmähling, ehemali-
ger Flottenadmiral und jetziger

Bürgerrechtler, auf dem Podium.
Gerade in Lateinamerika, so das
Resümee, treten die sozialen und
politischen Gegensätze zwischen
Süd und Nord offen zutage. „Ku-
ba und Venezuela wurden Symbo-
le für den Ausbruch aus dem neo-
liberalen Diktat – und brauchen
deshalb internationale Solidarität“,
waren sich die Referenten einig. 

Doch auch innenpolitisch gebe

es bedeutsame Entwicklungen.
Im Zuge der Debatte um Deregu-
lierung und Flexibilisierung, die
mit dem Abbau sozialer Rechte
einhergeht, stünden die Gewerk-
schaften vor einem historischen
Bruch mit der SPD. Es gelte jetzt
neue und langfristige Bünd-
nispartner zu gewinnen, so Peter
Wahl abschließend. 

Hannes Heine

Eines war allen Mitarbeitern von
ORB und SFB von Anfang an klar:
Bei einer Fusion von zwei Vollsen-
dern würde Arbeit wegfallen. Be-
sonders die Freien bangten schon
früh um ihre Beschäftigungsmög-
lichkeiten. Als die Intendanz im
Oktober 2003 eine neue Dienst-
anweisung in Umlauf brachte,
wurde die Angst existenziell und
die Bewegung rbbprotest ent-
stand (Sprachrohr 6/2003). Mit
Unterstützung der Gewerkschaft
hat rbbprotest gezeigt, dass Wi-
derstand nicht vergeblich ist. Sei-
tens der Geschäftsleitung gab es
ein erstes Zugeständniss: Freie,

die sechs Jahre und länger beim
Sender sind, können vorerst wei-
terbeschäftigt werden.

Konsequent hatten über 600
Freie ihre Sache mit Protesten,
Medienpräsenz und internen Ak-
tionen vertreten. Kurz vor Weih-
nachten ein erster Erfolg, der vor
allem Freie am Standort Berlin be-
trifft: Die Geschäftsleitung erklär-
te, dass bei Bedarf Beschäfti-
gungsverhältnisse auch nach
sechs Jahren fortbestehen könn-
ten. Mit neuen Rahmenverträgen
sei eine Weiterbeschäftigung
möglich. Eine Prüfung durch Ge-
werkschaftsjuristen beschied den

Verträgen Unbedenklichkeit – bei
einem von ver.di gesponserten
Frühstück am 22. Dezember un-
terzeichneten zahlreiche Freie in
der Masurenallee die neuen Ver-
träge.

Entspannt zurücklehnen kann
sich dennoch niemand. Die fort-
dauernde Angst um schrumpfen-
de Verdienstmöglichkeiten ist be-
rechtigt, schränkt doch die Zu-
sammenlegung von ganzen Sen-
dern oder Formaten die Sendezeit
stark ein. So schwierig es für Freie
ist, auf solche Programmentschei-
dungen Einfluss zu nehmen,
kämpfen ihre Vertreter dennoch
um eine wenigstens gerechte Ver-
teilung der verbleibenden Arbeit.

Die Atmosphäre zwischen den
Kontrahenten bleibt kühl. „Die
Geschäftsleitung ist es nicht ge-
wohnt, mit uns zu sprechen. Sie
tut sich nach wie vor schwer da-
mit“, sagt Jürgen Schäfer, einer
der gewählten Sprecher von rbb-
protest und ver.di-Vertreter. Zu-
dem habe es den Anschein, dass
in der Geschäftsleitung einige be-
leidigte Racheengel säßen. Bei ei-
nem Treffen mit dem Redakteurs-
rat habe es geheißen, dass man
mit Personen, die einen so unver-
schämten Ton anschlügen wie
die Vertreter von rbbprotest,
nicht länger zusammenarbeiten
wolle. Wegen einer Presseerklä-
rung ohne Impressum habe die
Geschäftsleitung sogar das Lan-
deskriminalamt eingeschaltet.

Hauptziel der Protestler bleibt
der regelmäßige Dialog mit der
Intendanz. „Wir wünschen ein in-
stitutionalisiertes Verfahren, das
regelmäßige Kontakte vorsieht“,
sagt Schäfer. Die Verhandlungs-
führer der Gewerkschaften schla-
gen einen Runden Tisch nach
Vorbild des ZDF vor. Dort sitzen
Vertreter der Geschäftsleitung,
Programmverantwortliche und
Betroffene zusammen. Von Sei-
ten der Freienvertretung wolle
man jeden Einzelfall betrachten
und genau prüfen. Angestrebt
werde ein partnerschaftlicher
Umgang miteinander.

Inzwischen hat sich rbbprotest
in „rbbpro Freienvertretung“ um-
benannt und will mit dem neuen
Namen Kompromissbereitschaft
signalisieren. Sprecher aus allen
Abteilungen sollen ordentlich
gewählt, konkrete Ziele formu-
liert werden. Nächste Etappe
sind die Tarifverhandlungen.
Neben verbindlichen Honorar-
strukturen wollen die Freien
Klarheit über die weiteren Be-
schäftigungsmöglichkeiten im
Sender. Die Forderung nach Ab-
schaffung von Prognoserege-
lungen und Sperrfristen besteht
weiter. Dass dies möglich ist,
zeigen andere öffentlich-rechtli-
che Sender, die gemeinsam mit
den Gewerkschaften vertragli-
che Regelungen für die Freien
gefunden haben.

Ute C. Bauer

Senderfusion RBB: trotz Teilerfolgs
bleibt Lage für die Freien kritisch
Entspannt zurücklehnen kann sich auch mit neuen Rahmenverträgen niemand 

junge welt lud zur Rosa-Luxemburg-Konferenz
Ausbruch aus neoliberalem Diktat braucht internationale Solidarität

Nach dem ver.di-Protestfrühstück ging es mit den nachgebesserten
Verträgen zur Personalabteilung

Foto: transit/v. Polentz
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Bis zum Jahresende 2003 war
für Ulrike B. wenigstens eines
klar: Zwar musste sie als allein er-
ziehende Sozialhilfeempfängerin
mit jedem Cent rechnen, doch
das monatliche Sozialticket für
20,40 Euro konnte sie sich immer
leisten.

Vorbei – seit dem 1. Januar
2004 ist das vergünstigte Ticket
ersatzlos gestrichen. Der rot-rote
Senat „spart“ auf diese Weise
17,4 Millionen Euro jährlichen
Zuschuss, die bisher an BVG und
S-Bahn zur Subventionierung des
Sozialtickets flossen. Der
Schwarze Peter liegt bei den So-
zialhilfeempfängern, die sich von
ihrem Regelsatz keine reguläre
Monatskarte für – derzeit – 58,50
Euro leisten können und bei den
Sozialämtern der Bezirke, die per
Einzelabrechnung die Kosten für
„erforderliche Fahrten“ von So-
zialhilfeempfängern, etwa zu Vor-
stellungsgesprächen oder zu Arzt-
besuchen, übernehmen müssen.

„Der Senat hat die Aufgabe,
auch für Sozialhilfeempfänger
und Arbeitslose die Nutzung des

Heidi Knake-Werner und Wirt-
schaftssenator Harald Wolf (bei-
de PDS) haben sich Ende Januar
mit BVG und VBB auf eine Sozial-
karte zum Monatspreis von 39
Euro ab 2005 geeinigt. „Das ist für
uns ebenso wenig hinnehmbar
wie die völlige Abschaffung der
Sozialtickets“, kontert Volker Pra-
suhn. „39 Euro wären 13,18 Pro-
zent vom monatlichen Regelsatz,
während die Sozialkarte mit knapp
sieben Prozent zu Buche schlug.“

Aber selbst für den 39-Euro-
Vorschlag zeichnet sich derzeit
keine Finanzierungsidee ab. Abge-
ordnete wie etwa der parlamenta-
rische Geschäftsführer der SPD-
Fraktion, Christian Gaebler, mei-
nen, dass BVG und S-Bahn aus ei-
gener Kraft ein Sozialticket anbie-
ten müssten. „Es kann nicht
Aufgabe des Landes sein, der BVG
Kunden zuzuführen“, erklärte er.

Bezirkspolitiker machen jedoch
eine andere Rechnung auf: Der
Sozialstadtrat von Mitte, Christi-
an Hanke (SPD), beispielsweise,
ist zu dem Ergebnis gekommen,
dass allein in diesem Bezirk jähr-

lich mindestens 9,6 Millionen Eu-
ro für die Einzelerstattung von
Fahrscheinen aufgewendet wer-
den müssten – bei zurückhalten-
der Berechnung. Er hat deshalb
die Mitarbeiterinnen im Sozial-
amt angewiesen, jedem Sozialhil-
feempfänger pauschal monatlich
22 Euro, ab 1. April 20 Euro für
BVG- und S-Bahn-Tickets auszu-
zahlen. Die Einzelabrechnung
wäre rein organisatorisch nicht zu
bewältigen.

Der Spareffekt für das Land
verpufft damit vollends: Die Ko-
sten werden lediglich vom Senat
auf die bezirklichen Sozialämter
verlagert, unterm Strich muss
mehr Geld für die Einzelerstat-
tung von Fahrscheinen ausgege-
ben werden als vorher für die So-
zialtickets. Für die Betroffenen
verschlechtert sich die Situation
gleichwohl eklatant. Ulrike B. je-
denfalls kann seit dem 1. Januar
ihre Tochter nicht mehr zur Schu-
le begleiten, nur noch bis zum U-
Bahnhof. „Wohl ist mir dabei
überhaupt nicht. Aber eine re-
guläre Monatskarte ist in meinem
Budget einfach nicht drin.“ Selbst
das „Hausfrauenticket“, das ab
1. April für 49,50 Euro eingeführt
wird, hilft da nicht weiter: Erstens
ist es immer noch viel zu teuer,
und zweitens gilt es erst ab 10
Uhr. Gudrun Giese
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öffentlichen Nahverkehrs bezahl-
bar zu gestalten“, sagt Volker
Prasuhn, Vorstandsmitglied im
Berliner ver.di-Erwerbslosenaus-
schuss. Gemeinsam mit dem DGB
und anderen Einzelgewerkschaf-
ten macht ver.di seit vergange-
nem Jahr gegen die Streichung
der vergünstigten Fahrkarten mo-
bil. Denn nach dem Sozialticket
wird zum 1. April nun auch noch
das so genannte Berlin-Ticket A
abgeschafft, eine Monatskarte für
Empfänger/innen von Arbeitslo-
senhilfe zum Preis von 23,50 Euro.

Die Erwerbslosenkonferenz des
DGB Berlin hat daraufhin Ende
Januar den rot-roten Senat aufge-
fordert, „eine verbilligte Monats-
karte für Sozialhilfeempfänger, Ar-
beitslose und Senioren einzu-
führen, die auch mit dem im So-
zialhilfesatz für Beförderung vor-
gesehenen Betrag von monatlich
14,08 Euro bezahlt werden kann“.

Mittlerweile hat das Problem
auch einige Politikerohren er-
reicht, eine sinnvolle Lösung für
die Betroffenen scheint dennoch
nicht in Sicht. Sozialsenatorin

Hausfrauenticket hilft nicht
Abschaffung der BVG-Sozialkarte trifft auf massiven Protest

Die Aussicht, nicht mehr an Ta-
rife gebunden zu sein, macht Ar-
beitgeber erfinderisch. Wenn sie
nicht gleich ganz aus ihren Ver-
bänden austreten, wechseln in
der Druckbranche gerade in Ber-
lin-Brandenburg etliche das Tarif-
gebiet, um unter die günstigeren
Osttarife zu fallen – hier wird bei
gleichem Wochenlohn 38 statt
35 Stunden gearbeitet. Oder, sie

ordnen sich selbst der Papierver-
arbeitung zu. Inzwischen sind
auch Arbeitgeberverbände ver-
meintlich clever geworden, sie
bieten eine Mitgliedschaft ohne
Tarifbindung (OT) an. Die Option
wird heftig genutzt. In der Region
betrifft das nach Einschätzung
von ver.di-Fachsekretär Manfred
Föllmer „ganz viele, zum Teil
durchaus renommierte Betriebe
aus dem Verband Druck und Me-
dien Berlin-Brandenburg“. So ge-
lingt es den Unternehmen auf
dem „Königsweg“, die lästige
Tarifbindung loszuwerden – al-
lein durch Erklärung, ohne Ein-
haltung von Kündigungsfristen.
„Ich habe so etwas schon immer
für rechtswidrig gehalten. Für die
einen fungiert der Verband wie
ein reiner Wirtschaftsverband.
Für die Tarifgebundenen, deren
Zahl schrumpft, und für uns als

Gewerkschaft bleibt er Tarifpart-
ner. Das geht ebenso wenig wie
halbschwanger zu sein“, meint
Föllmer. „Wenn wir so einen Ta-
rifvertrag erstreiten, dann nie für
alle Verbandsmitglieder. Das ist
ein Unding.“ Föllmer kennt die
Folgen. Um der noch bestehen-
den Bindung bzw. der Nachwir-
kung des Tarifvertrages zu entge-
hen, drängten OT-Arbeitgeber
danach, neue Arbeitsverträge mit
den Beschäftigten abzuschließen.
Oft unter massiven Drohungen.
„So geschehen etwa in der Hinz-
Fabrik GmbH in Berlin. Statt 35
arbeiten die Mitarbeiter jetzt oh-
ne Lohnausgleich 40 Wochen-
stunden. Die Firma ist allerdings
ganz aus dem Verband ausgetre-
ten“. Bei solchen Erpressungsstra-
tegien werde völlig außer Acht
gelassen, dass ver.di ja auch Sa-
nierungstarifverträge verhandele.

Viel Aufklärungsarbeit über sol-
che Tücken hat Föllmer auch bei
Mitgliedern und Betriebsräten zu
leisten. Da Handel und Nahver-
kehr damit genauso kämpfen,
hat ver.di ein Rechtsgutachten in
Auftrag gegeben. Detlef Hen-
sche, früher IG-Medien-Vorsitzen-
der, erklärt darin: Eine OT-Mit-
gliedschaft in Arbeitgeberverbän-
den sei unzulässig, entsprechende
Satzungsbestimmungen seien
unwirksam und OT-Mitglieder
„demnach tarifgebunden“. Hen-
sche begründet das mit dem Ta-
rifvertragsgesetz und folgert,
dass eine Gewerkschaft dann,
wenn ein Arbeitgeber mit Hin-
weis auf eine OT-Mitgliedschaft
seine Tarifbindung leugnet, ge-
richtlich dagegen vorgehen kann.
Der ver.di-Landesbezirk Bayern
hat zwei solche Verfahren im Ein-
zelhandel angestrengt. neh

Königsweg bald schwer passierbar?
Gutachten hält OT-Mitgliedschaften in Arbeitgeberverbänden für unzulässig

Foto: transit

Manfred Föllmer: 
Halbschwanger geht nicht
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Wenig Licht und viel Schatten:
In 70 Prozent der Unternehmen
hat sich der Frauenanteil in den
zurückliegenden drei Jahren nicht
verändert. Bei Managementposi-
tionen hinkt Deutschland mit gut
15 Prozent Frauen dem europäi-
schen Maßstab hinterher. Ze-
mentiert erscheint die Arbeits-
welt von Frauen und Männern.
Das offenbart eine im Auftrag der
Hans-Böckler-Stiftung des DGB
durchgeführte und zu Jahresbe-
ginn vorgelegte Befragung von
500 Unternehmen der Privatwirt-
schaft. Was hat die Vereinbarung
von Bundesregierung und den
Spitzenverbänden der deutschen
Wirtschaft vom Juli 2001 zur För-
derung der Chancengleichheit
von Frauen und Männern ge-
bracht? „Zu wenig,“ sagt DGB-
Vizechefin Dr. Ursula Engelen-Ke-
fer. „Unverbindliche Empfehlun-
gen haben keine durchschlagen-
de Wirkung gezeigt. Es besteht
weiterhin großer Handlungsbe-

Verbesserung der Ausbildungs-
perspektiven und Verringerung
der Einkommensunterschiede für
Frauen. Ausgeblendet werde, so
ein weiteres Fazit, dass Arbeits-
und Leistungsbewertung mittel-
bar zu Entgeltdiskriminierungen
beitrügen und das Gefälle zwi-
schen den Geschlechtern vor al-
lem in Führungspositionen sehr
hoch sei. „Nicht nur dafür be-

steht ein gering ausgeprägtes
Problembewusstsein“, meint En-
gelen-Kefer. Sie fordert, das be-
reits in der letzten Legislaturperi-
ode entwickelte Gleichstellungs-
gesetz für die Privatwirtschaft zu
beschließen und die anstehende
Umsetzung der EU-Richtlinie zur
Gleichbehandlung im Erwerbsle-
ben nicht zu einer „Minimallö-
sung“ zu machen. B. Erdmann

darf.“ Wie die das Projekt
begleitenden Wissenschaftlerin-
nen Prof. Dr. Gertraude Krell von
der FU Berlin und Dr. Renate Ort-
lieb konstatieren, gab zwar die
Hälfte der befragten Unterneh-
men an, Wünsche nach Verein-
barkeit von Beruf und Familie zu
erfragen, allerdings weitaus selte-
ner bei niedrigem Frauenanteil.
Wie Väter zurecht kommen, wer-
de kaum beachtet. „Arbeitszeit-
flexibilisierung ist aber nicht
immer im Interesse der Frauen,
sondern vielmehr im Sinne der Ar-
beitgeber“, mahnt Engelen-Ke-
fer, nicht auf einen Etiketten-
schwindel hereinzufallen. Von eu-
ropäischen Beispielen wie den
schwedischen Elternzeiten ließe
sich viel lernen. Familienfreundli-
che Maßnahmen seien in frauen-
typischen Branchen häufiger, die
Mitgliedschaft im Arbeitgeber-
verband und ein engagierter Be-
triebsrat trügen wesentlich dazu
bei. Gefragt wurde auch nach

Frauen sind da, aber zu wenig dabei
Deutschland hinkt hinterher: DGB-Studie zur Situation von Frauen in der Privatwirtschaft 

anzeige

Wer nah am Wasser gebaut
hat und dieser Tage einen Verle-
ger trifft, muß sich schon sehr zu-
sammennehmen. Dabei war in
den Tarifverhandlungen der zwi-
schenzeitlich gefundene Kom-
promiß einer Erhöhung von 1,4
bzw. 1,6 Prozent nun wirklich
moderat. Aber darum ging es bei
den Verhandlungen eigentlich
gar nicht. Höhere Ziele standen
den Arbeitgebern im Sinn. Nach
über 13 Jahren deutscher Einheit
sei es nun wirklich an der Zeit,
auch im deutschen Buchverlags-
gewerbe dieselbe herzustellen,
hieß es von Verlegerseite. Das sei
ja sowieso schon immer gewerk-
schaftliche Forderung gewesen.
Das stimmt sogar. Die damalige
IG Medien hatte recht bald nach
dem Mauerfall auf die tariflichen
Disproportionen und die damit
verbundenen Risiken und Unsi-
cherheiten – auch für die Unter-
nehmerseite – hingewiesen. Und
das nicht nur für den Verlagsbe-
reich.  Doch mögliche Zusatzge-
winne waren für die Unterneh-
mer dann doch verlockender als
eine kalkulierbare und sichere Zu-
kunft.

Damit war das Thema gleiche
Arbeitszeit in Ost und West erst
einmal weg vom Verhand-
lungstisch. Erst in der Tarifrunde
2003 sollte dieses offene
deutsch-deutsche Thema wieder
Aufmerksamkeit finden: stufen-
weise Angleichung der Arbeits-

zeit. Konnten wir uns dagegen
wenden? Natürlich nicht. 

Nur war der von der Arbeitge-
berseite vorgeschlagene „golde-
ne“ Mittelweg eher ein Flucht-
weg. Sozusagen ein Tarifflucht-
weg aus der 37-Stunden-Woche,
die seit 1996 im Westteil gilt.
West und Ost (hier gelten z.Zt.
noch 40 Wochenstunden) sollten
sich nach dem Willen der Arbeit-
geber bei 38,5 Stunden in der
Woche treffen! Dass wir auf die-
sen Kompromiss, der für über 80
Prozent der Beschäftigten in der
Berliner Verlagsbranche eine Ar-
beitszeitverlängerung um einein-
halb Stunden pro Woche bedeu-
tet hätte, nicht eingingen, ver-
steht sich wohl von selbst. Auch
wenn die Verleger diese Zumu-
tung „Solidaritätsbeitrag mit den
Kolleginnen und Kollegen aus
dem Osten“ nennen, ist dies in
Wirklichkeit ein Solidaritätsbei-
trag für die Verlagseigentümer.
Betrachten wir vor allem die vor-
geschlagene Gegenleistung: eine
monatliche Einmalzahlung in
Höhe von sechs Prozent! Soviel
Dreistigkeit kann einem schon
mal das Wasser in die Augen trei-
ben. Vor Wut natürlich!

Unsere Tarifkommission wird
dieser Tage an alle Kolleginnen
und Kollegen herantreten, um
festzustellen, was wir unter Soli-
darität verstehen. Auf die Ant-
wort darf man gespannt sein.

Andreas Kühn

Was Buchverleger unter
Solidarität verstehen
Mogelpackung bei „Arbeitszeitangleichung“
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Braucht Berlin eine neue Auf-
klärung, ein verändertes Be-
wußtsein seiner kulturellen
Werte?

Ströver: Zunächst: Berlin kann
als Kulturstadt allemal mithalten
mit allen Metropolen dieser Welt.
Wir haben wunderbare museale
Sammlungen, niveauvolles Sprech-
und Musiktheater, Künstler aus al-
ler Welt werden angezogen, die
Substanz ist da. Das Kernproblem
ist, dass es kein stadtpolitisches
Konzept dafür gibt, sich selbst als
Kulturmetropole zu erkennen und
ein Bewußtsein dafür zu entwickeln,
was die Qualität der hauptstädti-
schen Kulturszenerie ausmacht. Das
ist ein Riesendilemma. 

Umfragen zeigen, dass Kultur
ganz oben steht, wenn nach der
Attraktivität der Stadt gefragt wird.
Abstrakt existiert also eine hohe
Akzeptanz kultureller Vielfalt. Bei
der konkreten Unterstützung für
Kultureinrichtungen bietet sich ein
anderes Bild. Hier ist nach der Poli-
tik zu fragen, und ich habe das Ge-
fühl, dass wir tatsächlich einen Dis-
kurs über die Bedeutung der Kultur
in der Urbanität brauchen. Die Kul-
turpolitik, die politisch Verantwort-
lichen überhaupt, müssen Vorreiter
sein, diesen Diskurs zu führen. Mo-
mentan geschieht das aber nicht,

vielmehr wird Punkt für Punkt alles
unter Sparideen in Frage gestellt.
Wenn man sich allerdings ansieht,
wie die eigentlich Kulturschaffen-
den dagegenhalten, dann kann
man mitunter zweifeln, ob die
ihren Vermittlungsauftrag schon so
richtig verinnerlicht haben…

Könnte das von Bundespräsi-
dent Rau angeschobene „Bünd-
nis für die Bühnen“ weiterbrin-
gen? Da wird eine Kulturpflicht
des Staates und der Länder an-

denburg über Kultur als Aufgabe
steht, ist ein Ansatz. Er garantiert
aber noch nicht, dass Kultur und
Kunst damit finanziert sind. Es wird
nötig sein, eine Verpflichtung für
die Kommunen aufzumachen,
Kunst und Kultur grundlegend zu
finanzieren. Nur dann können sie
wirklich Lebensbestandteil werden.
Möglichkeit dazu wäre die Ge-
meindefinanzreform.

Finanzsenator Sarrazin hat
Anfang des Jahres mit Hinweis
darauf, dass es sich um „über-
wiegend freiwillige Leistungen
handelt, die nicht zu den ge-
setzlichen Pflichtaufgaben ge-
hören“, Mittel für die bezirkli-
che Kulturarbeit weit über die
Schmerzgrenze hinaus zusam-
mengestrichen…

Ströver: Da haben wir ein neu-
erliches Dilemma. Wenn Dinge, die
bisher als freiwillige Aufgaben an-
gesehen werden, in den Bezirken
als verzichtbarer Luxus verstanden
werden, dann entspricht das aus fi-
nanzpolitischer Sicht zur Zeit for-
mal den Gegebenheiten. Das
nachträglich zu korrigieren, ist ex-
trem schwierig. Die Gesetzgebung
wird da allein nicht helfen.

Schöneburg: Ich frage mich, ob
es im Kulturbereich nicht allzu
leicht ist, kulturelle Ereignisse ge-
geneinander abzuwägen, Freie und
Feste gegeneinander auszuspielen.
Deklariert wird das als Wettbewerb
um die künstlerische Leistung. Die
Gewerkschaft hat schon mehrfach
versucht, Aktionstage für Kultur in
dieser Stadt zu installieren, die die
gesamte Szene im Protest gegen
Kürzungsorgien vereint hätten. Das
ist uns bisher nie gelungen. Viel-
leicht behindern sich die einzelnen
Sparten und Bereiche dabei auch
gegenseitig?

Dabei haben die Berliner Stu-
denten den kreativen, öffent-
lichkeitswirksamen Protest ge-
rade vorgemacht. Müssten
Künstler so etwas nicht auch
schaffen?

Ströver: Sollte man meinen. Ich
wundere mich auch, dass sie nicht
mehr tun. Aller Protest, wie jetzt
etwa bei den Berliner Symphoni-
kern, läuft in geordneten Bahnen,
über Solidaritätsbekundungen und
Mails. Die Öffentlichkeit, wird zu
wenig aktiviert. Das Publikum geht
immer noch selbstverständlich von
der komfortablen kulturellen
Grundausstattung aus und weiß
offenbar nicht, wie bedrängt der
öffentlich finanzierte Kulturapparat
ist. Natürlich gibt es auch zu wenig
Solidarität in und zwischen den
Häusern. Oft schadet überkomme-
nes Beharrungsvermögen. Da müs-
sen mehr Qualitätsprüfung und
mehr Konkurrenz untereinander
her. Auch in die großen Opernhäu-
ser oder Ballette, auch da muss Be-
wegung hinein. An der Stelle kann
ich ver.di den Vorwurf nicht erspa-
ren: Als es noch möglich war, aus
den drei Balletten ein gemeinsames
BerlinBallett zu machen – mit mehr
Tänzerinnen und Tänzern, als den
88, die jetzt bei der Opernstiftung
übrig bleiben –, hätte die Gewerk-
schaft das nicht verhindern dürfen,
sondern aktiv unterstützen müssen.
Das wäre eine Chance gewesen.

Schöneburg: Das sehen wir
nicht so. Die Gewerkschaft hat all
die Jahre von der Politik klare Aus-
sagen angemahnt auf Fragen wie:
Wo gehen wir hin mit diesem Bal-
lett, wenn es eigenständig wird?
Wer ist der kluge Mensch an der
Spitze, der sich gegenüber den In-
tendanten durchsetzt, der die Auf-
tritte regelt, das Materielle ebenso
klärt wie notwendige Dienstlei-
stungen, Raumfragen und Orche-
sterbegleitung? Das wurde nie be-
antwortet. Deshalb haben wir ge-
meinsam mit unseren Kollegen
Stopp gesagt. Wir haben eine An-
bindung an ein Opernhaus gefor-
dert und kritisiert, dass einseitig ver-
ordneter Personalabbau den Tanz
in Berlin nicht fördert. Wie berech-
tigt das war, zeigt sich jetzt an den
Querelen um die Opernstiftung (sie-
he nebenstehender Beitrag). Jetzt
haben wir einen noch drastische-
ren Abbau von Tänzerstellen. Die

geregt und gefordert, Theater
nicht nur unter finanziellen Ge-
sichtspunkten zu sehen.

Schöneburg: Die Initiative hat
bisher wenig Resonanz in Politik
und Stadtleben gefunden. Berlin
als Bundeshauptstadt sollte sich ei-
ne Kulturgesetzgebung samt einer
Finanzierung schaffen, die sichert,
dass der Künstler davon leben und
die Bevölkerung Kultur nutzen
kann. Das wäre wichtig, um Kultur
und Kunst allgemein mehr zur Her-
zenssache zu machen. Eine einma-
lige Initiative reicht nicht aus. Nötig
wäre ein breiter gesellschaftlicher
und politischer Diskurs.

Ströver: Kultur als Staatsziel ins
Grundgesetz zu schreiben, ist eine
gute Idee. Das brächte eine Auf-
wertung. Im Umkehrschluss bedeu-
tet das aber, kein Pflichtenheft auf-

zumachen, das der Staat nun abzu-
arbeiten hat. Eine Definition für ei-
ne kulturelle Grundausstattung für
Kommunen und Stadtbezirke muss
allerdings abgeleitet werden. Man
muss einfach eine Reißleine ziehen
können, wenn der Zugang zu kul-
turellem Leben etwa aus Spargrün-
den gefährdet wird. Das ist noch
nicht ausdiskutiert, aber wir wer-
den nicht daran vorbei kommen.

Schöneburg: Richtig. Das, was in
der Verfassung des Landes Bran-

Berlin unter KulturschBerlin unter Kultursch
Sparen heißt die geltende politische Zauberformel in Berlin. Davon sind Kultureinrichtungen generell, ga
phoniker, bezirkliche Kultureinrichtungen und freie Projekte betroffen. Ob die Opernstiftung die drei Hä
ist eine offene Frage. Was ist los mit Kultur und Bühnen der Hauptstadt? Die Frage erörterten wir mit Alic
nen, Vorsitzende des Kulturausschusses im Berliner Abgeordnetenhaus (Foto li.), und ver.di-Fachsekretär

Fotos: transit/v. Polentz
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u lt u r  i n  S pa r z e i t e n

Abkopplung von den Häusern
droht künstlerische Potenziale zu
hemmen, statt sie – wie behauptet
– zu stärken.

Das heißt aber nicht, dass
speziell im Bühnenbereich kei-
ne Veränderungen nötig sind
und zum Teil verstaubte Struk-
turen, etwa im Tarifbereich,
verändert werden müssten?

Ströver: Wir brauchen Verände-
rung, um alle Strukturen rund um
den künstlerischen Prozess zu kon-
zentrieren. Wir brauchen tarifliche
Flexibilität nach innen und ein Mit-
gehen der Belegschaft dabei. Dazu
kann man niemanden zwangsver-
pflichten, das muss in Kommunika-
tion mit dem künstlerischen und
nichtkünstlerischen Personal gesche-
hen. Davon ist man momentan in
Berlin weit entfernt. Vielmehr fährt
der rot-rote Senat etwa an den
Opern einen Konfrontationskurs.
Auch die geplanten Einsparungen
sind nur zu schaffen, wenn man das
Personal mitnimmt auf diese Reise…

Schöneburg: Das ist nur ganz
halbherzig geschehen. ver.di hat
mit dem letzten Tarifabschluss Öf-
fentlicher Dienst in Potsdam 2003
mit der Arbeitgeberseite vereinbart,
das geltende Tarifrecht BAT/BMTG
zusammenzuführen und zu verein-
fachen. Wir waren bereit, dieses
neue, moderne Tarifrecht auch für
die Berliner Opernstiftung  zu ver-
handeln. Das wird durch aktuelle
Entscheidungen der Stiftung zu-
nichte gemacht, weil keine kollekti-
ve Tarifbindung gilt. Wir kritisieren
auch, dass ein Rückkehrrecht zum
Land Berlin für die Beschäftigten
nicht garantiert worden ist. Und
wir lehnen ein Ausgliedern von Be-
schäftigten in eine Service- und ei-
ne Ballett-GmbH ab. Einen NV Büh-
ne halten wir für den Theaterbe-
reich für gänzlich unbrauchbar und
fordern praktikable, schlanke Neu-
regelungen und gerechtere Vergü-
tungsstrategien.

Riesenprobleme gibt es mo-
mentan auch an der Schaubüh-

ne. Auch da wird von den Be-
schäftigten Verzicht gefordert,
um Finanzdefizite aufzufangen.
Sasha Waltz droht mit ihrer
Tanztruppe das Haus zu verlas-
sen, weil die Rahmenbedingun-
gen nicht mehr stimmen…

Ströver: Sasha Waltz und ihre
Compagnie sind ein klassisches Bei-
spiel dafür, dass es gelingen kann,
eine Gruppe von unten, aus der
freien Arbeit, in eine abgesicherte
Struktur eines festen Hauses zu
führen. Das wünschten wir uns kul-
turpolitisch viel häufiger. Nun be-
handelt man diese Truppe, die eine
enorme internationale Ausstrah-

lung hat und für Renommee sorgt,
immer noch wie eine freie Gruppe,
statt sie zu hegen. Das ist unglaub-
lich. Wenn die Tanzcompagnie sich
von der Schaubühne löst, ist das
ein enormer Rückschritt.

Schöneburg: Die gegenseitige
Befruchtung von Sprech- und
Tanztheater an der Schaubühne
war bislang äußerst produktiv. Der
Druck auf die Beschäftigten und
uns als Gewerkschaft ist groß, mit
einem erhöhten Einsparbetrag zur
Erhaltung des Hauses beizutragen.
Die Verhandlungen laufen. Wir ha-
ben dort einen transparenten Tarif-
vertrag für die gewerblich Beschäf-
tigten. Der Vorschlag der Ge-
schäftsleitung, den Lohnrahmen
wesentlich zu reduzieren, wird von
unseren Mitgliedern nur mitgetra-
gen, wenn – befristet auf einen be-
stimmten Zeitraum – wirklich alle
Beschäftigten den gleichen prozen-
tualen Beitrag leisten. Das soll tarif-
vertraglich abgesichert werden. Dar-
aus würde dem Senat eine Zuwen-
dungsverpflichtung erwachsen, die
von ver.di unterstützt wird.

Woher kann künftig solches
Geld kommen? Hilft ein laute-
rer Ruf nach Sponsoren?

Ströver: Ich halte privates En-
gagement für ausgesprochen
endlich. Sponsoring macht Sinn
für einzelne Events. Überall da,
wo bereits öffentlich finanziert
wurde, fragen sich Privatperso-
nen nach dem Sinn solcher Un-
terstützung. Ein anderes Bewußt-
sein existiert bei uns in Deutsch-
land nicht. Um so mehr müssen
Qualität und Publikumsresonanz
so überzeugen, dass Kultur für
ein breites Publikum unverzicht-
bar wird. Und die Politik muss

endlich aufhören, die Berechti-
gung von Kunst und Kultur in
Frage zu stellen. Andererseits
wünschte ich, dass sich Kunst
und Künstler mehr mit der gesell-
schaftlichen Realität auseinander-
setzen, die Konfrontation su-
chen. Kunst ist frei. Freiheit sollte
auch Vordenken bedeuten.

Schöneburg: Das unterstütze
ich. Kunst muss sich mit ihren
Mitteln mehr einmischen. Aber,
und da sind wir zum Anfang
zurückgekehrt, die Rahmenbe-
dingungen müssen gegeben sein.
Und es zeigt sich, dass es ohne
öffentliche Finanzierung nicht ge-
hen wird. 2002 waren nach der
Statistik des Deutschen Bühnen-
vereins die Mehrzahl aller bun-
desdeutschen Theater öffentlich-
rechtlich finanziert. Künstlerisch
und wirtschaftlich erfolgreiches
Theater ist in der öffentlich-recht-
lichen Form möglich, wenn man
sie gemeinsam sinnvoll ausgestal-
tet. 

Es fragte: 
Helma Nehrlich

Opernstiftung

Und sie wider-

sprachen doch!
Das kontrovers diskutierte Ge-
setz „Stiftung Oper in Berlin“ hat
am 11. Dezember 2003 das Ab-
geordnetenhaus passiert. Unter
dem Dach der Stiftung sollen die
drei Opernhäuser in Berlin erhal-
ten und bis 2009 gleichzeitig  20
Mio. Euro durch Absenkung der
jährlichen Haushaltszuwendun-
gen eingespart werden. Die Ge-
werkschaften und Personalräte
hatten im Vorfeld Veränderun-
gen im Interesse der rund 2000
Beschäftigten eingefordert, die
im Gesetz nur teilweise Berück-
sichtigung finden. Unter ande-
rem war ein Rückkehrrecht zum
Land Berlin verlangt worden,
falls das Modell scheitert. 
Kultursenator Flierl hatte sich
Mitte Dezember brieflich an die
Beschäftigten gewandt. Mit der
Stiftung sei „den andauernden
Fusions- und Schließungszenari-
en im Opernbereich ein Ende ge-
setzt“, schreibt er und teilt mit,
dass die Arbeitsverhältnisse zum
1. Januar 2004 „mit allen Rech-
ten und Pflichten“ auf die Stif-
tung übergehen. Bisherige ar-
beits- und tarifvertragliche Rege-
lungen gelten zunächst fort. „Ei-
ne neue tarifliche Regelung im
Sinne eines Bündnisses für die
Bühnen ist im Einvernehmen mit
den Gewerkschaften innerhalb
der nächsten zwei Jahre ange-
strebt“, so Flierl. Einen eigenen
Absatz  widmet der Senator der
Feststellung, dass das Stiftungs-
gesetz kein Widerspruchsrecht
für die Beschäftigten vorsieht.
ver.di und die anderen Gewerk-
schaften halten diese juristische
Argumentation wegen des Ar-
beitgeberwechsels nicht für stich-
haltig. Auf Betriebsversamm-
lungen diskutierten die Beschäf-
tigten und ihre Personalräte zum
Jahreswechsel die neue Situati-
on. Beklagt wurden Unklarhei-
ten hinsichtlich der Gründung
von Service- und Ballett-GmbH
und die Tatsache, dass noch kei-
ne Stiftungsdirektion benannt
ist. 
Die Mehrheit der Betroffenen
legte Widerspruch gegen den
Übergang der Arbeitsverhältnis-
se ein – insgesamt reichlich 90
Prozent der 2000 Beschäftigten
an allen drei Häusern. neh

hock?hock?
ganz akut aber die Berliner Sym-
Häuser wirklich dauerhaft erhält,
ice Ströver, Bündnis 90/ Die Grü-
rin Sabine Schöneburg (Foto re).
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2004 Erneut 
literarischer
Langstreckenlauf

Wie schon angekündigt, findet
unser nächster Lesemarathon in
der Woche vom 29. März bis 2.
April statt. Die Veranstaltungen
im Einzelnen: 
Montag, 29.03.:  Berliner Schick-
sale. Dienstag, 30.03.:  In den
Staub mit allen Feinden Branden-
burgs. Mittwoch, 31.03.: Berlin
zum Lachen. Donnerstag, 1.04.:
Phantastische Wirklichkeiten. Frei-
tag, 2.04.: Abschlußveranstal-
tung „Literatur jenseits von Best-
sellerlisten und Fernsehtalks“, Li-
teraturhaus Berlin, Fasanen-
straße, 15.00 – 18.00 Uhr.
Veranstaltungsorte und -zeiten
bitte ab Mitte März unter 030-86
31 24 03 erfragen.

Erfolg gewünscht

Der Berliner Landesverband des
VS hatte dem kubanischen
Schriftstellerverband Erfolg für
die XIII. Internationale Buchmesse
in Havanna gewünscht. Literatur
sei geeignet, zur humanistischen
Bildung beizutragen, das Ver-
ständnis füreinander zu beför-
dern sowie neue Sichtweisen zu

eröffnen, heißt es in einem
Schreiben des VS-Vorstandes von
Ende Januar. In diesem Jahr bilde-
te deutsche Literatur einen
Schwerpunkt der Messepräsenta-
tionen, und eine Reihe deutscher
Verlage präsentierte in Havanna
ihre aktuellen Programme. Aller-
dings, so bedauerte der Berliner
VS-Vorstand, habe die Bundesre-
publik Deutschland ihre offizielle
Teilnahme an der Messe zurück-
gezogen. Der Berliner VS über-
sandte den kubanischen Schrift-
stellerkollegen für die Messe 30
Exemplare seiner Anthologie
„Berliner Zehn-Minuten-Geschich-
ten“.

Wider das 
Vergessen, Lesung
zum 9. November 2004

Auch im diesem Jahr wird es ei-
ne bundesweite VS-Aktion aus
Anlass des 9. November geben. 
Die VS-Vorstände bitten alle Mit-
glieder, sich an der Aktion zu be-
teiligen und sich dazu unter der
Tel. 030-86 31 24 03 oder per E-
Mail bei  anke.jonas@verdi.de an-
zumelden.
Der Bundesvorstand wird sich wie-
der um Honorare bemühen.

Die Beschäftigten der Studio-
tour Babelsberg ereilte Ende Ja-
nuar wieder einmal eine Hiobs-
Botschaft. Nachdem bereits 25
Beschäftigte im Mai 2003 entlas-

sen wurden, sollen jetzt wieder
20 ihren Arbeitsplatz verlieren.
Von der Geschäftsführung wur-
den 14 Beendigungs- und sechs
Änderungskündigungen ausge-
sprochen. Betroffen sind die
Shuttle-Fahrer, aber auch die Stu-
dioführer. Erst im März vergange-
nen Jahres hatte Friedhelm
Schatz die Studiotour Babelsberg
vom französischen Konzern Vi-
vendi übernommen. Da es sich
um einen glatten Betriebsüber-
gang handelte, wirkte der TV
nach, und die Beschäftigten ha-
ben Anspruch auf tarifliche Ent-
lohnung. Davon ausgenommen
sind aber Saisonarbeitskräfte und
Aushilfen. Meike Jäger vom

ver.di-Projekt connexx.av vermu-
tet, dass künftig tariflich Beschäf-
tigte durch billige Arbeitskräfte
ersetzt werden sollen: „Reine Sai-
sonarbeit mit befristeten Teilzeit-
Jobs und möglicherweise sogar
Arbeit auf Abruf stellen keine
qualitativ hochwertige Beschäfti-
gung dar.“ 

Größere Veränderungen könn-
ten auch beim Studio Babelsberg
anstehen. Dass Vivendi sich von
dem Traditionsbetrieb wieder
trennen möchte, ist ein offenes
Geheimnis in der Branche. In eine
eigene GmbH wird zum 1. April
der Werkstattbereich mit 96 Be-
schäftigten ausgelagert. Der Be-
triebsrat setzte einen Interessen-
ausgleich über eine Einigungs-
stelle durch. Auch die neue
GmbH behält den Betriebsrat
vom Filmstudio Babelsberg. Zu-
sätzlich wurden zwei Garantieab-
kommen geschlossen. Danach
wird die neue Firma bei der Auf-
tragsvergabe von der Mutterge-
sellschaft Studio Babelsberg und
ihrer Akquisitionstochter Motion
Pictures vom Filmpark bevorzugt
berücksichtigt. sil

80 Jahre und schon lange wei-
se. Norbert Adrian war immer eine
ganz besondere Erscheinung im
VS: unkonventionell, kämpferisch,
einfallsreich. Wunderbar mancher
seiner Auftritte bei Mitgliederver-
sammlungen, in denen es Norbert
immer darum ging, die Literatur
zu verteidigen. Bürokratische Ein-
wände sind ihm dabei ein Graus.
Strategische oder taktische Be-
denken lässt er nicht gelten. Ihm
geht es immer nur um die Sache,
und er kann sehr zornig werden,
wenn man ihm mit organisatori-
schen Einwänden oder gar mit
dem sogenannten gesunden Men-

schenverstand kommt. Unverges-
sen seine Tischgesellschaft, in wel-
cher der Gast und Hauptakteur
des Abends auch immer darum zu
kämpfen hatte, neben Norbert
Adrian nicht übersehen oder gar
vergessen zu werden. Mit leiser
Trauer muss man sagen: Solche
gibts heut‘ keine mehr! 

Lieber Norbert, auch wenn die
Zeiten heute härter sind: Wir wis-
sen, Du hältst die Fahne der Lite-
ratur hoch, so wie damals bei den
Berliner Studentenprotesten die
Fahne der Demokratie, als Du
ganz oben auf den Barrikaden
gestanden hast – unerschrocken
und Deiner selbst gewiss.

Alles Gute, Gesundheit, Glück
und viele gute Texte wünschen
Dir Deine Freunde, Kollegen und
Weggefährten und in ihrer Na-
men Dein Felix Huby

Kein Schätzchen in
Potsdam-Babelsberg

Solche gibt’s heut‘ keine mehr! 
Ein Geburtstagsgruß des Berliner VS für Kollegen Norbert Adrian zum 80.

Hält die Fahne der Literatur hoch: Norbert Adrian

Foto: transit

Fachgruppe

RFAV-Medien

Fachgruppe

Literatur
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Musikschulen sind stetigem
Wandel unterworfen: Als Ange-
botsschule haben sie sich zuneh-
mend den Marktbedingungen
anzupassen und sich den Anfor-
derungen ihrer Kunden zu stel-
len. Sponsoring, Kooperationen,

Marketingstrategien, Medienar-
beit werden wichtige Handlungs-
felder, wenn die Musikschulen ih-
re Attraktivität und Leistungs-
fähigkeit als Zentren musikali-
scher Bildung ausweiten und
ihren Beitrag für kulturelle Ange-
bote leisten wollen. Neue Anfor-
derungen also in konzeptioneller
und pädagogischer Hinsicht. 

Deshalb gibt es das Weiterbil-
dungsangebot der ver.di-Bundes-
fachgruppe Musik in Zusammen-
arbeit mit dem Institut für Bil-
dung, Medien und Kunst in Lage-
Hörste für ein Mehrtagesseminar-
unter dem Titel „Gute Ideen sind
nicht genug…“

Das nächste Seminar findet
vom 20. bis 24. Mai 2004 statt.
Ort: Schulungszentrum Lage-Hör-
ste.

Ausführliche Informationen un-
ter www.musik.verdi.de

ver.di schult Lehrer
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Immer mehr Musikschullehre-
rinnen und -lehrer werden aus
der Musikschule in die »freie

Wildbahn« gedrängt oder finden
nach Abschluss ihres Studiums
keine Tätigkeit an einer Musik-
schule.

So ist es nicht erstaunlich, dass
es im letzten Jahr eine große
Nachfrage nach einem Einsteiger-
seminar der Bundesfachgruppe
Musik in Zusammenarbeit mit der

Die Berliner Musikschulen ha-
ben neue Ausführungsvorschrif-
ten. Erfreulicherweise wurde das
einige Jahre alte Gutachten eines
IG-Medien-Juristen umgesetzt: Es
gibt nur noch zwei Kündigungs-
termine für Unterrichtsverträge im
Jahr. Unerfreulich ist aber, dass es
trotz gegenteiliger Meinung des
Musikschulbeirates keine berlin-
weit gültigen Termine mehr gibt.
Jede Musikschule kann ihre eige-
nen zwei festsetzen. Durcheinan-
der scheint vorprogrammiert.

Angenehm vereinfacht worden
ist die Entgeltermäßigung. Jetzt
prüft die Musikschule nun nicht
ein weiteres Mal die Berechtigung,

wenn andere Ämter dies schon ge-
tan haben. Wer zum Beispiel Ar-
beitslosen- oder Sozialhilfe, Bafög
oder Wohngeld erhält, kann von
seiner Musikschule einen festste-
henden Prozentsatz Ermäßigung
erhalten. Bei der Familienermäßi-
gung werden nur noch Kinder ein-
bezogen. Schade für engagierte
erwachsene Hobbymusiker mit
geringem Einkommen!

Wer weitere interessante De-
tails, wie die neuen Unterrichts-
und erstmalig auch berlinweit
gültigen Kursverträge nachlesen
möchte, frage in seiner Musik-
schule oder bei ver.di nach. 

Ulrike Philippi

Auf Initiative der Gewerkschaft
und in guter Zusammenarbeit
zwischen Lehrervertretung, Mu-
sikschulleiter und einer engagier-
ten Stadträtin gibt es im neuen
Jahr eine Nebenabrede an der
Musikschule Pankow. Sie ergänzt
die seit dem 1. Januar 2002 gel-
tenden Dienstverträge. Den per
Urlaubsentgeltantrag als arbeit-
nehmerähnlich eingestuften frei-
en Mitarbeitern der drei Zweig-
stellen ist folgende Vereinbarung
angeboten worden:

Für Musikschullehrer/innen als
freie Mitarbeiter/innen an der
Musikschule Pankow wird als Ne-
benabrede in Ergänzung zu § 3

o.g. Dienstvertrages vereinbart: 
Frau/Herr .............. erhält für

den Zeitraum ihres/seines bean-
tragten und durch die Musik-
schule genehmigten Status der
Arbeitnehmerähnlichkeit die ver-
bindliche Zusage über die dort
mit der Musikschule schriftlich
vereinbarten Unterrichtsaufträge
in Höhe von ...... Unterrichtsmi-
nuten vorbehaltlich ausreichen-
der Schüleranmeldungen. Eine
Änderung ist im gegenseitigen
Einvernehmen möglich. Sie bedarf
der Schriftform und soll zunächst
bis 31. Dezember gelten. GM

Amt für Kultur und Bildung, 
Musikschule, Musikschullehrer 

Pankower Angebot Angenehm vereinfacht

Fachgruppe

Musik

FG Musik

Einladung zur

Mitgliederversammlung

30. April 2004, 9.00 Uhr, Köpe-
nicker Str. 55, 10179 Berlin,
Thema: MS – Zukunft mit Qua-
litätsmanagement, wer bestimmt
die Normen? Ein Jahr Kosten-
Leistungsrechnung – Bilanz kul-
turpolitischer Dummheit

Landesmusikakademie Berlin
gab. Am 6./7. März 2004 findet
ein neues Seminar statt.

Es bietet Informationen und Er-
fahrungsaustausch zu rechtlichen
Fragen, Verträgen, Steuern, Sozial-
versicherung. Weitere Themen
sind Organisation von Büroarbeit,
Umgang mit »Kunden«, neue Ar-

beitsgebiete – z. B. Erschließung,
Eigenwerbung, Kundenfindung,
Selbstvermarktung, Werbung usw.

Referenten sind Goetz Buch-
holz, freier Journalist und Autor,
Spezialist für die Belange von
Freiberuflern, sowie Cordula Ca-
so und Ulrike Philippi, Musik-
schullehrerinnen. UP

Freiberuflich an der Musikschule
Erneut Seminar für den Übergang in die freiberufliche Tätigkeit

Bereits zum vierten Mal seit Dezem-
ber beteiligten sich die Mitarbeiter
des Colosseum in der Schönhauser
Allee an den bundesweiten Warn-
streiks der CinemaxX-Beschäftigten –
hier Ende Januar. In den 35 Kinos der
Kette soll ein Firmentarifvertrag
durchgesetzt werden, der erträgliche
Arbeitsbedingungen sichert. So soll
die Arbeitszeit bei vollem Lohnaus-
gleich auf 38 Stunden gesenkt und
eine Lohnerhöhung um zwei Prozent
vereinbart werden. ver.di möchte
außerdem einen Tarifvertrag zur be-
trieblichen Altersvorsorge und zur
Aus- und Fortbildung durchsetzen.
Seit Februar zahlen die Kinobetreiber
bei Neueinstellungen um 20 Prozent
niedrigere Löhne  und kürzen den
Urlaub um bis zu neun Tage. Das be-
scheidene Weihnachtsgeld soll eben-
falls wegfallen. Mit den Warnstreiks
soll CinemaxX erneut zum Verhan-
deln gezwungen werden.

Kino-Streik

Foto: transit/v. Polentz
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Die von der taz angestoßene
Debatte thematisierte der neu
gegründete „Bundesverband
deutscher Pressesprecher“ auf
seiner ersten Veranstaltung am 2.
Februar. Bascha Mika, Chefre-
dakteurin der „tageszeitung“,
und Klaus Schrotthofer, Vizeprä-
sident des Verbandes und Spre-
cher des Bundespräsidenten, ver-
traten gegensätzliche Positionen.

Mit einem Acht-Punkte-Pro-
gramm unter dem Titel „Das letz-
te Wort muss immer das eigene
sein“ verteidigt der Verband ve-
hement die Autorisierung von In-
terviews. Das Gegenlesen würde
Verzerrungen und unzulässige
Verkürzungen verhindern, außer-
dem lebe das Interview von der
persönlichen Note des Interview-
ten, nicht des Interviewers. Sollte
die bisherige Praxis aufgegeben
werden, würden sich viele Ent-
scheidungsträger nicht mehr zu
einem Interview bereit finden.
Die Entscheidung, ein geändertes
Interview doch zu drucken, liege
letztendlich bei den Blattma-
chern, versicherte Schrotthofer. 

Eine wichtige journalistische

Form würde schleichend die Auf-
gabe verlieren, die sie eigentlich
habe, bedauerte Bascha Mika.
„Die Sitten sind verlottert.“ Politi-
ker würden versuchen, Interviews
als PR zu benutzen. Andererseits
gebe es Journalisten, die nur die
schnelle Schlagzeile wollen.
Schrotthofer beklagte, dass „der
Trend, mit Agenturmeldungen
das eigene Medium zu profilie-
ren“, zugenommen habe. Journa-
listen würden häufiger versuchen,
im Interview nicht ein Gespräch
zu führen, sondern ihre eigene
Denkweise zu transportieren. 

„Ein Gespräch heißt nicht, dass
man sich einig ist“, konterte
Bascha Mika. Es würde zuneh-
mend vergessen, dass Journali-
sten und Interviewpartner auf un-
terschiedlichen Seiten stehen.
Das Problem sei die Kumpanei.
Politiker würden permanent von
Journalisten umgeben. Daraus

Es ist kaum zu glauben, aber
wahr. Unser Potsdamer Kollege
Otto Wiesner ist seit 80 Jahren
Mitglied der Gewerkschaft.

Geboren 1910 in Hamborn,

wohnhaft in Potsdam, von Beruf
Schriftsetzer. Seit 1924 ist er poli-
tisch organisiert. 1934 wurde er
von der Gestapo verhaftet und
wegen Hochverrats zu sieben Jah-

ren Zuchthaus verurteilt. An-
schließend brachte man ihn in die
Konzentrationslager Sachsenhau-
sen und Mauthausen. 1945 wur-
de er von der US-Armee befreit.

Auch nach all dem persönlichen
Leid - oder genau deshalb - führte
Otto sein aktives politisches Leben
weiter. Seit 1964 ist er Mitglied
des Schriftstellerverbandes, dann
in der ehemaligen IG Medien,
jetzt ver.di, Fachbereich Medien
organisiert. In seinen Werken ver-
mittelt der Schriftsteller Otto
Wiesner seinen Lesern Authenti-
sches aus seinem Leben, schreibt
Liebesgeschichten und -gedichte,
Anekdoten und Episoden und
auch ein Buch für Kinder.

Otto fehlte auf keiner Gewerk-
schaftsversammlung in Potsdam,
wirkte an Maifeiertagen als Ge-
sprächspartner an unserem Info-

Entschärfen
oder  verzichten

Auslöser der aktuellen Diskussi-
on über die gängige Praxis der
Autorisierung war ein Interview,
das taz-Korrespondent Jens Kö-
nig mit SPD-Generalsekretär
Olaf Scholz beim SPD-Bundes-
parteitag am 19. November
2003 führte. König bearbeitete
das Interview direkt auf der
Pressetribüne, als ihm mitgeteilt
wurde, dass er seine Fragen
entschärfen müsse, sonst wür-
de der Text nicht autorisiert
werden. Der Kollege reagierte
empört und drohte mit dem Ab-
druck ohne Autorisierung. Die
SPD-Pressestelle drohte ihrerseits,
die „tageszeitung“ künftig aus al-
len Hintergrundgesprächen aus-
zuschließen. Schließlich wurde
auf den Abdruck des Interviews
verzichtet. Doch die Redaktion
wollte den Konflikt offensiv aus-
tragen und veröffentlichte den
Text am 28. November auf Seite
1, allerdings wurden die Ant-
worten von Olaf Scholz ge-
schwärzt. Auf Initiative der taz
beteiligten sich am 28.11. acht
Tageszeitungen an einem bun-
desdeutschen Aktionstag und
wandten sich gegen die Aus-
wüchse der Autorisierung.

Foto: ver.di

Karin Fischer und Jürgen Stahl (re) gratulieren Otto Wiesner (mi)

Stand mit und bot oft seine Hilfe
an. Deshalb war es uns ein Be-
dürfnis, unserem Kollegen Otto
Wiesner am 14. Januar persönlich
zu seinem Jubiläum zu gratulie-
ren. Für Otto war es eine Überra-
schung, als ihm Karin Fischer,
ver.di-Bezirksvorsitzende, Jürgen
Stahl, ver.di-Bezirksgeschäftsfüh-
rer, und Gabi Fischer, ver.di-Fach-
bereichssekretärin, die Glück-
wünsche überbrachten. Obwohl
es ihm im Moment gesundheit-
lich nicht so gut geht, hat er sei-
nen Humor nicht verloren. Sein
Motto: „Wenig rauchen, nicht
trinken und viel in Gesellschaft“,
dann wird man über 90 Jahre alt.

Lieber Otto Wiesner, wir wün-
schen Dir alles Gute und hoffen,
Dich an Deinem 94. Geburtstag
am 14. August in alter Frische zu
sehen! J. St

Wenig Tabak und viel Aktivität
80 Jahre Mitgliedschaft in der Gewerkschaft 

Fachgruppe 

Journalismus

entstünden Haltungen wie „Wir
beide erklären mal dem dummen
Volk, was Sache ist“. 

Die taz-Chefredakteurin beton-
te, dass sie nicht gegen die Auto-
risierung von Interviews sei. Es
ginge aber nicht, dass Interview-
partner im Nachhinein Inhalte
massiv verändern und sogar in
Fragen hinein redigieren. So wür-
de inzwischen auch erwartet, dass
Themen vorher genau abgespro-
chen werden. Eine nicht geringe
Redakteursfraktion in ihrem Haus
sei generell gegen die Autorisie-
rung. Ganz offensichtlich ist der
Leidensdruck in anderen Redak-
tionen ähnlich hoch, es sei nicht
schwer gewesen, acht weitere Zei-
tungen für die Aktion zu gewin-
nen. Ziel sei, Standards für Inter-
views zu erarbeiten. Mika plädier-
te für einen Redaktionszusatz, wie
ihn bereits heute die renommierte
französische Zeitung Le Monde
druckt: „Dieses Interview wurde
gegengelesen und verändert.“
Vielen Lesern sei nicht bewusst,
dass Antworten nachträglich zu-
sammengefasst und eingekürzt
werden.  Silke Leuckfeld

Kumpanei ist das Problem
Autorisierungspraxis bei Interviews in der Diskussion

Fachgruppe

Literatur
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Mit der Übernahme des traditi-
onsreichen Theaters des Westens
durch die Stage Holding sollte an
der Kantstraße eine neue Ära be-
ginnen. Seit Herbst letzten Jahres
meistern nun rund 290 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter mehr-
mals in der Woche das Musical
„Les Miserables“. Die Zeiten än-
dern sich. Dennoch liegt im Thea-
ter des Westens vieles im Argen.
Mit der Übernahme wurde die
Belegschaft aufgeteilt: Etwa 90
Altbeschäftigte gingen in die Be-
triebsgesellschaft ein, rund 200
Neubeschäftigte versammeln sich
seither in der Produktionsgesell-
schaft.

Die Beschäftigten, mit größten-
teils befristeten Verträgen, sind
besorgt: Alle Versuche, mit der
Stage Holding einen für alle gülti-
gen Tarifvertrag auszuhandeln,
verliefen bisher ergebnislos. Ein
für die ver.di-Verhandlungskom-
mission unzumutbares „Ange-
bot“ der Geschäftsleitung führte
am 17. Dezember 2003 zum Ab-
bruch der Verhandlungen. Der

Vorschlag der Arbeitgeberseite
enthielt erhebliche Verschlechte-
rungen für die Beschäftigten der
Betriebsgesellschaft. So sah er
u.a. nur eine statische Besitz-
standsregelung vor, Zeit- und Er-
schwerniszuschläge sollten er-
satzlos gestrichen werden. Ein
Angebot zur Beschäftigungssi-
cherung als Ausgleich zur Ein-
führung der 40-Stunden-Woche
ohne Lohnausgleich fehlte ganz.

Noch düsterer sieht es für die
Beschäftigten der Produktionsge-
sellschaft aus: Einen Großteil der
Betroffenen will die Stage ganz
aus dem Geltungsbereich des Ta-
rifvertrags ausschließen. Dies be-
trifft beispielsweise alle, deren ein-
zelvertragliches Entgelt auch nur
einen Euro über der Tabellenver-
gütung liegt, ebenso die Mitglie-
der von Cast und Orchester. Im

licher sei es deshalb, für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der
Produktionsgesellschaft tarifliche
Regelungen zu treffen. Anderen-
falls würden – im Unterschied zu
allen anderen Musicaltheatern –
Regelungen zur Vertragslaufzeit,
zur Veränderung und Beendi-
gung von Verträgen fehlen. Bis
zum letzten Tag ihrer Vertrags-
laufzeit blieben die Betroffenen
über eine Weiterbeschäftigung
im Ungewissen.  Ute C. Bauer

Übrigen sollen für alle Beschäftig-
ten außer den einzelvertraglichen
Vergütungen nur das Arbeitszeit-
kontenmodell und der Urlaubsan-
spruch tariflich geregelt werden.

Michael Tuchs, stellvertreten-
der Betriebsratsvorsitzender im
Theater des Westens: „Seit dem
Abbruch der Verhandlungen am
17. Dezember herrscht Still-
stand“. Die Aufforderung an die
Stage Holding, bis zum 7. Januar
ein verbessertes Verhandlungsan-
gebot vorzulegen, blieb un-
gehört. Erst zur Februarmitte war
eine Fortsetzung der Gespräche
in Aussicht gestellt worden.

Der Betriebsrat steht nun vor
der schwierigen Frage, wie wei-
ter? „Unser ursprüngliches Ziel,
für beide Gesellschaften einen
gemeinsamen Tarifvertrag mit
Besitzstandregelungen für die
Altbeschäftigten zu erwirken, ist
kein Thema mehr“, so Tuchs. Da
der Tarifvertrag für Mitarbeiter
der Altgesellschaft jedoch nicht
gekündigt wurde, habe dieser
Bestand und wirke weiter. Dring-

Cottbuser 
Sati(e)rchen

Empfehle Heimkur!

Mit Lacherfolg hat das neu ge-
gründete verdi-Seniorenkaba-
rett „Sati(e)rchen“ im Dezember
2003 sein Debüt gegeben.
Während einer Seniorenkonfe-
renz machten sich die vier eh-
renamtlichen Kabarettistinnen –
weitere werden gern aufge-
nommen, natürlich auch Kolle-
gen – ihre satirischen Gedanken
zu Themen wie Schlaraffenland
Deutschland, Versicherung und
Krankenkasse („Hier ist die Jam-
mer-Ersatzkasse. Ich empfehle
Ihnen eine Kur zu Hause, gewis-
sermaßen als – Heimkur, für nur
3000 Euro Zuzahlung“), über
die Amerikanisierung der deut-
schen Sprache und die teuren
Kollegen Energie-Fußballer. Ei-
ne Lehrerin, eine Angestellte
und zwei frühere Inspizientin-
nen des Theaters suchen neue
Texte und proben mit viel Spaß
an der Sache für bereits geplan-
te Auftritte zum Frauentag und
zu einem Sommerfest in Dreb-
kau. Der DGB in Cottbus hat ih-
nen den Sitzungssaal des Ge-
werkschaftshauses zu Proben
zur Verfügung gestellt. Den bis-
sigen Kolleginnen unterstüt-
zend zur Seite steht der Schau-
spieler Dieter Kürten. „Einen
Texter hätten wir gern, und ein
Akkordeonspieler oder ein Gi-
tarrist wären uns sehr willkom-
men, damit wir vielseitiger agie-
ren können“, meint Ingeborg
Salzbrenner, die die kleine
Gruppe leitet. „Es gibt große
und kleine Kabaretts, auch etli-
che Seniorenkabaretts in Bran-
denburg und Berlin, und wir
sind ehrgeizig genug, in unserer
Spielklasse nicht die schlechte-
sten zu sein“. 

Hans-Hermann Krönert

Die Arbeitsgruppe, die sich im
Fachbereich Medien, Kunst und
Industrie konstituiert hat (das
Sprachrohr berichtete kurz darü-
ber), will einen Beitrag dazu lei-
sten, die Gewerkschaft als politi-
sche und wirksame Kraft (wieder)
herzustellen. Auch wenn es zur
Zeit schwierig ist – es bringt et-
was, sich zu organisieren, zu en-
gagieren und zu handeln! Die Ar-
beitsgruppe für die soziale und
kulturelle Offensive sieht ihre we-
sentliche Aufgabe in der Informa-
tion, der Aufklärung und der Dis-
kussion über die Ursachen der
Krise des Sozialstaates, über in-
haltliche Alternativen und Hand-
lungsmöglichkeiten.

Wir wollen die KollegInnen in-
nerhalb und außerhalb der Betrie-
be erreichen, d.h. es soll „unten“
ankommen und brauchbar sein. 

Es werden Informationen und
Arbeitsergebnisse zur Verfügung

gestellt zu Publikationen, Inter-
net, Medien-Projekten (Non-Pro-
fit-Radio, a.i.d.a., HeldInnen der
Nichtarbeit), Veranstaltungen, In-
foständen, Aktionen…

Wir beraten und unterstützen
gern, wenn Betriebsräte oder Ver-
trauensleute darüber informieren
und Veranstaltungen organisieren
wollen, was GewerkschafterInnen
gegen Sozialabbau tun können.

Wir sehen uns als ein Salzkorn
unter vielen anderen. Es besteht
ein dringender Bedarf an inhaltli-
cher und theoretischer Verständi-
gung. Wir freuen uns über jede
und jeden, der unsere Arbeit ver-
stärkt.

„Die Agenda 2010 ist nicht un-
sere Zukunft – Strategien für eine
politische Offensive“ unter die-
sem Titel hatte die Arbeitsgruppe
am 26. November 2003 eine Ver-
anstaltung mit Michael Wendl,
ver.di Bayern, durchgeführt. Ein

Bericht über diese Veranstaltung
kann zugeschickt werden. (s.u.)

Das Fazit zog Michael Wendl
selber: Da die traditionelle ‚Zusam-
menarbeit‘ von Kapital und Arbeit
in Deutschland Vergangenheit ist,
und die Arbeitsteilung zwischen
Partei und Gewerkschaft nicht
mehr existiert, gibt es nur die Al-
ternative: aufklären, politisieren,
mobilisieren!

Die Gewerkschaften müssen
sich von einer Institution des Sozi-
alstaats zur sozialen Bewegung
entwickeln.

Kontakt: ver.di Berlin Branden-
burg Fachbereich Medien, Kunst
und Industrie; Köpenickerstr. 55,
10179 Berlin, Andreas Köhn. Tel.
86311106 Fax: 86311902; e-mail:
andreas.koehn@verdi.de

Nächstes Treffen der AG am
Donnerstag, 18. März 2004, um
18.00 Uhr in der Medien Galerie.

Constanze Lindemann

Salz in der Agenda-Suppe
AG für soziale und kulturelle Offensive will mobilisieren

„Miserables“ an der Kantstraße
Stillstand am Theater des Westens bei Tarifvertragsverhandlungen

Fachgruppe

Theater und
Bühnen
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Dem allgemeinen Trend des
Kulturabbaus entgegen, hatte die
Industriegewerkschaft Medien
1995 im Rahmen der Mahnwo-
che zum 50. Jahrestag der Befrei-
ung vom Hitlerfaschismus die
MedienGalerie eröffnet, die heu-
te eine Einrichtung von ver.di Ber-
lin-Brandenburg Fachbereich Me-
dien, Kunst und Industrie ist. Sie
dient verschiedensten gewerk-

schaftlichen Gruppierungen als
Veranstaltungs- und Begeg-
nungsstätte und allen Interessier-
ten als Ausstellungsort. So fan-
den in den vergangenen Jahren
mehr als 30 Ausstellungen mit
thematisch begleitenden Veran-
staltungen in der MedienGalerie
statt.

Übrigens: Kulturarbeit hat im
Haus der Buchdrucker eine inzwi-

schen fast 80jährige Tradition.
Immer schon waren die Jünger
und Mägde der Schwarzen Kunst
und hier der Verband der Deut-
schen Buchdrucker, der das Haus
1925 bauen ließ, der kulturellen
Arbeit verbunden. Die Büchergil-
de Gutenberg war z.B. ein Kind
dieser Gewerkschaft. In den Räu-
men der MedienGalerie befand
sich bis zum 2. Mai 1933, als die

wir über uns1|04 sprachrohr
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Am Abend des 7. Januar schloss Klaus Kleinschmidt, seit 1957
beim Berliner Rundfunk, die Augen für immer. Es war ein sanftes
Hinübergleiten in den Tod – bei sich zu Hause und in Obhut seines
Bruders Christoph.
Wir hatten im Kreise der Funksenioren darüber gesprochen, wie er
sein könnte – der letzte Augenblick. Und wie er ihn sich wünschte:
heiter und wehmütig zugleich sollte der Abschied sein. Auch die
Musik. Nicht Brahms oder Bach, Haydn vielleicht, dann doch Men-
delssohn. „…Da ist alles drin. Das spielt mir, und so denkt an mich,
wenn ihr kommt zum Abschied.“
Aber der Tod ist unerbittlich und kaum fassbar. Wie sehr wäre er
noch gebraucht worden! Sein scharfer Verstand in Musik und Le-
bensfragen, seine Rentenkompetenz und seine Ironie, das lächeln-
de Verstehen und sein Wirken im Programm des Berliner Rund-
funks. Seine Rundfunkfamilie beschäftigte ihn bis in die letzten Ta-
ge seines 73jährigen Lebens.

Heiterer, wehmütiger Abschied

Foto: privat

Nazis das Haus besetzten, der
Buchgewerbe-Saal des Buch-
druckerverbandes. Er diente für
Ausstellungen und Bildungsver-
anstaltungen.

Die MedienGalerie knüpft an
diese Tradition an, will mit allen
kulturellen Aktivitäten politisches
und soziales Engagement bekun-
den und wecken. Der Eintritt zu
den Veranstaltungen in der Du-
denstraße 10, 10965 Berlin, Platz
der Luftbrücke, ist frei. Die Mit-
glieder des Galerierates fordern
herzlich dazu auf, den Einladun-
gen zu folgen (und freuen sich
über alle KollegInnen, die mitar-
beiten wollen). Wir laden über
die Fachgruppenvorstände und
über’s Sprachrohr ein und legen
Einladungskarten in den Gewerk-
schaftshäusern aus.

Wir können aber auch gezielt
Einladungen verschicken. Wer In-
teresse hat, regelmäßig und
rechtzeitig im eigenen Briefkas-
ten unsere Einladungen vorzufin-
den, der melde sich mit Namen
und Adresse bei 

Gerta Stecher, 
Fax: 030/296 13 41, 

oder Constanze Lindemann,
Fax 030/216 48 49.

Gedruckte Einladung auf Wunsch
auch im eigenen Briefkasten
MedienGalerie im Haus der Buchdrucker fühlt sich 80jähriger Tradition verpflichtet

Existenzgründung
für Journalisten und
Medienberufler 

dju-Tagesseminar am 9. März
2004, 9.30 bis 16.30 Uhr, Köpe-
nicker St. 55, Raum 5.21, Kosten:
Mitglieder 13 €, andere 50 €.

Es werden Kenntnisse zu Rah-
menbedingungen freiberuflicher
Existenz in künstlerischen und
Medienberufen vermittelt. Exi-
stenzgründung aus der Arbeitslo-
sigkeit, Fördermöglichkeiten, so-
ziale Absicherung, betriebswirt-
schaftliche, steuerliche Aspekte,
Gemeinschaftsgründungen;  An-
meldung: ver.di Berlin-Branden-
burg, FB 8, Köpenicker Str. 55,
10179 Bln. Fax: 030/8631-1902,
e-mail: Andreas.Koehn@verdi.de. 

Coaching-Workshop
zur Existenzgründung:
I do it my way!

Die Hans-Böckler-Stiftung bie-
tet in Kooperation mit ver.di Ber-
lin-Brandenburg einen Workshop
für Freie und Selbstständige an,
die eine Existengründung planen.
Voraussetzung für die Teilnahme
sind eine kurze Beschreibung des
Gründungsvorhabens und erste
Praxiserfahrungen im Berufsfeld.
Schwerpunkte: Existenzgrün-
dung als Karrierestrategie, Selbst-
PR, Businessplan und Anmeldun-
gen bei Ämtern, Preisgestaltung
und Akquisekonzept, Netzwerke
und Kontaktpflege. 14. bis 19.
März, Putbus auf Rügen, Was-
serwelten im Jaich. Anmeldung

mit Name, Adresse und ver.di-
Mitgliedsnummer bei: Hans-
Böckler-Stiftung, Wolfgang Nit-
sche, Hans-Böckler-Str. 39,
40476 Düsseldorf, e-mail: wolf-
gang-nitsche@boeckler.de

Selbstvermarktung
freier journalistischer
Arbeit

dju-Tagesseminar am 27.
April, 9.30 bis 16.30 Uhr, Ort,
Kosten und Anmeldung: siehe
Seminar. Größere Sicherheit bei
der Erschließung des Medien-
marktes und Praxisbeispiele ste-
hen im Mittelpunkt: Kontaktauf-
bau, Marktbeobachtung, Infor-
mationsbeschaffung, Honorare,
Technik und Medien.

Betriebsräte-
seminare

Zweitagesseminar zu Teilzeit-
arbeit und geringfügiger Beschäf-
tigung am 22. und 23. März,
ver.di, Potsdamer Platz, für Be-
triebsratsmitglieder aller Bran-
chen, Freistellung nach § 37 Abs.
6 BetrVG. Kosten: 330 € zzgl. Ta-
gungsstätte; Anmeldung: Sabine
Hohm, ver.di Bildung und Bera-
tung gGmbH, Köthener Str. 44,
10963 Berlin, Tel. 030/2639989-
11, e-mail: info@bb.verdi-bub.de

Tagesseminar zur Beschäfti-
gung freier Mitarbeiter im Betrieb
am 25. März in Berlin-Tiergarten,
Kosten: 115 € zzgl. Tagungsstätte,
Bedingungen und Anmeldung wie
beim oben stehenden Seminar.

 SPR 01/2004•final NEU  10.05.2004  12:06 Uhr  Seite 14



termine sprachrohr 1 |04

15

MigrantInnen ohne gesicherten
Aufenthaltsstatus, Kopftuch-
streit, Verbesserung der ver.di-
Ausländerpolitik. 20. März 2004,
10 Uhr, Köpenicker Str. 55, 10179
Berlin, Container Raum 10.02

Verlage und Agenturen

Stammtisch an jedem zweiten
Donnerstag im Monat, 17 Uhr im
Restaurant „Heidelbeere“, am
Heidelberger Platz. Nächste Ter-
mine: 11. März und 8. April.

Jugend

Medienjugend: Treff jeden er-
sten Mittwoch im Monat um 18
Uhr im Container des Gewerk-
schaftshauses, Köpenicker Str. 55.

Papierverarbeitung

Fachgruppenversammlung an
jedem zweiten Dienstag im Mo-
nat um 16.30 Uhr im Gewerk-
schaftshaus Köpenicker Str. 55.
Nächste Termine: 9. März und
13. April.

Literatur

VS-Stammtisch: Jeden ersten
Donnerstag im Monat, ab 19
Uhr, im „Terzo Mondo“, Grol-
manstr. 28, zwei Minuten vom U-
Bahnhof Uhlandstr. (U 15) ent-
fernt oder am S-Bahnhof Savigny-
platz (zur Zeit Schienenersatzver-
kehr).

Lesemarathon der Berliner
Schriftsteller 29. März bis 2. April
2004 mit vier Lesungen und der
Abschlussveranstaltung „Litera-
tur jenseits von Bestsellerlisten
und Fernsehtalks“ im Literatur-
haus Fasanenstraße (siehe S.10)

Journalismus

Bundesdeutsche Presseauswei-
se: Neuausstellung oder Verlänge-
rung montags bis donnerstags von
8.30 bis 16.30 Uhr. (Tel: 0 30/ 86
31-24 20) Nachweise journalisti-
scher Tätigkeit nicht vergessen!

Presseausweis der IOJ: Jeden
zweiten Dienstag im Monat von 13
bis 15 Uhr in der KöpenickerStr. 55,
Zi. 11.17 im Container. E-mail:
ioj_deutschland@yahoo.de

Journalistenstammtisch: Jeden
vierten Montag im Monat ab
19.30 Uhr im Cafe „Stresemann“
(Empore), Stresemannstr. 90, ge-
genüber Anhalter Bahnhof.

RfavMedien          

Berliner Kinostammtisch: Je-
den 1. Montag im Monat ab 20
Uhr im Restaurant „Götterspei-
se“ in der Neuköllner Oper, U-
Bahnhof Karl-Marx-Str. (U7). 

Stammtisch für Kleindarstel-
ler: Jeden 1. Dienstag im Monat
ab 18 Uhr am gleichen Ort.

Musik

Wir arbeiten nicht im Verbor-
genen! Alle Mitglieder sind herz-
lich zu den Sitzungen des Landes-
und Bezirksfachgruppenvorstan-
des Berlin-Brandenburg eingela-
den! Die Vorstände tagen von
9.00 bis 12.30 Uhr, Köpenicker
Str. 55, Raum 5.21. Nächste Sit-
zung: 26. März.

Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di
Berlin treffen sich jeden 2. und
4. Donnerstag im Monat um
17.30 in der Köpenicker Str. 55.
Ulla Pingel (Tel. 621 24 50) und
Olaf Zygalsky (Tel. 782 13 34)
sind ehrenamtliche Sprecher.

Connexx.av

Second-Tuesday-Stammtisch
für freie und selbstständige Me-
dienschaffende aus Privatrund-
funk, Film, AV-Produktion und
Neuen Medien am 9. März und
13. April im „Oberbaumeck“ di-
rekt am U-Bahnhof „Schlesisches
Tor“ zu Themen rund um die
„Freiheit der Selbstständigkeit“,
Beginn jeweils 19 Uhr (siehe
auch: www.connexx-av.de)

Kultur & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsfüh-
renden Vorstands der Fachgrup-
pe 10 finden alle drei Wochen
statt. Rückmeldungen über die
Teilnahme bitte an Georgia Wei-
land (Tel. 86 31-24 12).  Nächste
Termine: 22. März und 19. April.

Senioren

ADN-Senioren: Am letzten Mon-
tag jedes Monats um 14 Uhr in
der Begegnungsstätte der Volks-
solidarität, Torstr. 203-206.

„Alte-Barden-Runde”: Jeden
zweiten und vierten Mittwoch im
Monat um 15 Uhr im Restaurant
„Alt-Tempelhof”, Alt-Tempelhof
46, 12103 Berlin.
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Rassistische Sprache in 
Medien und Alltag
Diskussionsveranstaltung der
Arbeitsgruppe „Rechtsextremis-
mus im ver.di-Landesbezirk Ber-
lin-Brandenburg“ am 27. März
2004 im Wilhelm-Leuschner-
Saal des DGB-Hauses, Keith-
straße 1 – 3, 10787 Berlin.
Wissenschaftler und Interes-
senten sind eingeladen, über
Wege zu antirassistischer, dis-
kriminierungsfreier Sprachkul-
tur zu debattieren.

Diskussion

Landesbezirk

Medien Galerie: In Vorberei-
tung: Fotowettbewerb der dju
„Sozialpolitik im Umbruch/soziale
Bewegung 2003“ mit Zuschauer-
abstimmung über die Preisträger.
Eröffnung am 6. April. Haus der
Buchdrucker, Dudenstr. 10,
10965 Berlin.

Der Arbeitskreis Migration
Berlin-Brandenburg lädt alle in-
teressierten ausländischen Kolle-
ginnen und Kollegen zu einer Dis-
kussionsveranstaltung ein. The-
men: Agenda 2010 – was be-
deutet sie für ausländische Ar-
beitnehmer? Umgang mit

Seniorengruppe Funkhaus:
Mitgliederversammlung am 21.
April, 14 Uhr, im Funkhaus Nalepa-
straße, Sendesaal Block B, Thema:
Diskussion mit der Patientenbe-
auftragten der Bundesregierung,
Helga Kühn-Mengel (angefragt).

Exkursion in das Deutsche Histo-
rische Museum (mit Führung) am
24. März 2004 (Anmeldung bitte
unter Tel. 933 68 87.

Frauen

Der Frauenstammtisch des Fach-
bereiches 8 trifft sich an jedem
letzten Donnerstag in ungeraden
Monaten um 18 Uhr im „Casa-
lot“, Claire-Waldoff-Str. 5 (hinter
der Dreispitzpassage, Oranien-
burger Tor, U6). Nächster Termin:
25. März.

Die Bezirksvertretung des Fach-
bereiches Medien, Kunst und
Industrie in Potsdam hat eine
neue Anschrift: ver.di Landes-
bezirk Berlin-Brandenburg,
Fachbereich Medien, Kunst und
Industrie, Bezirksvertretung Pots-
dam, Heinrich-Mann-Allee 18/
19, 14473 Potsdam, Tel. 0331/
2757431, e-Mail: gabi.fischer
@verdi.de Sprechzeit: diens-
tags von 9 – 17 Uhr oder nach
Vereinbarung
Sprechzeiten des Fachberei-
ches in der ver.di-Bezirksver-
waltung Cottbus: Jeden 1.
und 3. Donnerstag im Monat,
von 10 bis 15 Uhr
Sprechzeiten des Fachberei-
ches in der ver.di-Bezirksver-
waltung Frankfurt/Oder: Je-
den letzten Donnerstag im Mo-
nat, von 10 bis 15 Uhr
Mobbing-Beratung der ver.di-
Bezirksverwaltung Potsdam.
Telefonische Anmeldung unter:
0331/2757413

Wie erreiche
ich ver.di

Ansehen!
Der Offene Kanal Berlin sendet
am 7. März um 20.30 Uhr einen
Bericht über die Diskussionsver-
anstaltung der FG Verlage und
Agenturen vom 2. November
2003 zum Thema „Tarifflucht“.

Sprachrohr 2/04
erscheint am 26.4.2004 

Redaktionsschluss am 29.3.04
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Das Bundesarbeitsgericht (BAG)
hat in einem Urteil entschie-

den, dass einer Pressefotografin
die Vergütungssätze für Bildre-
dakteure aus dem Gehaltsta-
rifvertrages für Redakteure an
Tageszeitungen (GTV) nicht zu-
stehen. Die Fotografin, so das Ge-
richt, wird von dem für diesen Fall
maßgeblichen tarifrechtlichen Re-
dakteursbegriff nicht erfasst. Da-
mit bestätigte das BAG die Ent-
scheidungen der beiden Vor-
instanzen.

Die Fotografin machte ihrer Ar-
beitgeberin gegenüber die tarifli-
chen Vergütungssätze einer Bild-
redakteurin aus dem GTV gel-
tend. Nach ihrer Ansicht erfüllte
ihre Tätigkeit die persönlichen
Voraussetzungen für die Anwen-
dung des Tarifvertrages. Denn
durch die Lieferung von eigenen
Bildbeiträgen sowie die eigen-
schöpferische Tätigkeit beim Fo-
tografieren wirke sie, wie vom
GTV vorausgesetzt, kreativ an der
Erstellung des redaktionellen Teils
der Tageszeitung mit.

Die Arbeitgeberin war ganz an-
derer Meinung: Sie hielt der Foto-
grafin entgegen, dass sie keine
Bildredakteurin sei, da sie keiner-
lei Handlungsspielräume bei der

Erstellung der Fotos habe. Grund-
sätzlich sei ihr von der Redaktion
genau vorgegeben worden, was
sie zu fotografieren habe.

Dem BAG oblag es nun zu ent-
scheiden, inwieweit eine Presse-
fotografin aufgrund ihrer Tätig-
keit tarifrechtlich als Bildredak-
teurin zu behandeln ist, und ob
sie folglich auch die entsprechen-
den Vergütungssätze geltend
machen kann. Bei dieser Gele-
genheit setzte sich das Gericht
ausführlich mit der Auslegung

des Redakteursbegriffs auseinan-
der. Dabei ging es zunächst von
dem allgemeinen presserechtli-
chen Redakteursbegriff aus,
demzufolge Redakteur nur ist,
„wer das Redigieren besorgt, d.h.
das Sammeln, Sichten, Ordnen
und Bearbeiten des zu publizie-
renden Stoffes, wobei es auf eine
veröffentlichungsreife Bearbei-
tung ankam“. Bereits Anfang der
80er Jahre war es jedoch der
journalistischen Interessensver-
tretung gelungen, den Begriff

des Redakteurs im Bereich des
Tarifrechts zu erweitern. Dieser
tarifrechtliche Redakteursbegriff
war auch für das Arbeitsverhältnis
der Klägerin maßgeblich. Danach
reicht für die Redakteurstätigkeit
schon die kreative Mitwirkung an
der Erstellung des redaktionellen
Teils durch eigene Beiträge aus.
Durch die Erweiterung wurde dar-
auf verzichtet, dass ein Redakteur
die Beiträge veröffentlichungsreif
bearbeiten muss. 

Auf den vorliegenden Fall be-
zogen führte das BAG aus, dass
die Voraussetzungen der Tätig-
keit eines Bildredakteurs erst er-
füllt seien, wenn der Fotograf mit
seinen Bildbeiträgen zur Bericht-
erstattung in der Zeitung beiträgt
und dadurch an der Erstellung
des redaktionellen Teils mitarbei-
tet. Von Beiträgen in diesem Sin-
ne könne jedoch nur gesprochen
werden, wenn der Fotograf in-
haltlich an Redaktionskonferen-
zen mitwirkt oder auf andere
Weise an redaktionellen Entschei-
dungen beteiligt ist, so das BAG.
Das Erfordernis der Kreativität
solle sich in diesem Kontext nicht
auf die Tätigkeit des Fotografie-
rens an sich beschränken, son-
dern sei auf den kreativen Beitrag

zur Berichterstattung und Kom-
mentierung durch eigene Bild-
beiträge in der Zeitung zu bezie-
hen. Da diese Voraussetzungen
bei der Klägerin nicht vorlagen,
wies das BAG die Klage ab. Durch
das Urteil hat das Gericht die
Konturen des tarifrechtlichen Re-
dakteursbegriffs, wie er auch in
dem aktuell geltenden GTV An-
wendung findet, erheblich ver-
schärft.

Auf Unverständnis stößt diese
Rechtsprechung bei Matthias von
Fintel, Tarifsekretär Medien beim
ver.di-Bundesvorstand. „Die durch
das BAG vorgenommene Veren-
gung des Redakteursbegriffs geht
an der Wirklichkeit in den Zei-
tungsverlagen vorbei, da diese in
hohem Maße durch Arbeitstei-
lung geprägt ist“, so von Fintel.
Problematisch sei vor allem die
Festlegung des BAG auf ver-
meintliche Grundsätze zur Be-
wertung des Berufes Bildredak-
teur. Zu befürchten sei, dass die-
ses Urteil von Verlagsmanagern
aus rein finanziellen Gründen ge-
nutzt werden könnte, um Ar-
beits- und Sozialstandards von
BildjournalistInnen in Frage zu
stellen. (Aktenzeichen: 4 AZR
419/02) Johannes Heuschmid

alles  wa s recht ist

Bitte an den /die ZustellerIn:

Wenn neue Anschrift bekannt, bitte senden an: ver.di, Fachbereich 8
Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 55, 10179 Berlin

Straße

Ort

Bemerkungen

ver.di, Fachbereich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 55, 10179 Berlin
Postvertriebsstück, „Entgelt bezahlt“, A 11703 F

Redakteursbegriff unwirklich verengt

anzeige

Kreativität bei

Arbeitsteilung
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